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Kreistagswahlgesetz 
voila 7 März 1946 

• 

§1.  
Dieses Gesetz regelt das Verfahren für die Wahlen zu 

den Kreistagen sowie für die durch die KreiStage vorzu-
nehmenden Wahlen. 

§2.  
Die Kreistagswahlen finden auf Grund des allgemeinen, 

gleichen, unmittelbaren und  geleimen  Verhältniswahl-
rechts statt. 

§3.  
(1) Die Kreistagsabgeordneten elier Kreise sind neu zu 

wählen. Als Wahltag wird der 28. April 1946 bestimmt. 
(2) Die Dauer der Wahlzeit beträgt zwei Jahre. 

4. 
Die Zahl der Kreistagsabgeordneten  beträgt  in Kreisen 

mit 30 000 oder weniger Einwohnern 20. Sie erhöht sich 
in Kreisen mit melit' als 30 000 für jede angefangenen wei-
teren 5000 Einwohner um je einen Kreistagsabgeordneten. 

§5.  
(1) Wahlberechtigt sind alle über 21 Jahre alten, wähl-

bar alle über 25 Jahre alten Männer und Frauen deutscher 
Staatsangehörigkeit, die seit ununterbrochen sechs Mo-
naten im Kreisgebiet, anwesend sind oder die früher dort 
wohnhaft waren und nach ihrer Evakuierung oder aus der 
Kriegsgefangenschaft dorthin zurückgekehrt sind. Aus 
der Kriegsgefangenschaft entlassene -Männer und Frauen, 
die sich an den Evakuierungsort ihrei Familie (Ehe-
gatten, Kinder, Eltern) begeben haben, sind dort wahl-
berechtigt, wenn diese Familienangehörigen seit un- 

• unterbrochen sechs Monaten im Kreisgebiet wohnhaft sind. 
Als deutsche Staatsangehörige gelten Rit. die Wahl die 
Personen, die .zu irgendeinem eitpunkt vor dem 1. Sep-
tember 1939 die Reichsangehörigkeit besessen und -seither 
keine andere Staatsangehörigkeit erworben haben, auch 
wenn sie die Reichsangehörigkeit etwa auf Grund Ron 
nationalsozialistischen Gesetzen verloren haben sollten. 

Für die Altersioraussetzung  Ist  der 28. 'AprT1 1946  mali-
gebend,  !fir die Anwesenheitsvoraussetzung der 1. Marz 
1946. 

(2) Wahlberechtigt und wählbar ist nicht• 
a) wer von der Militafregierung verhaftet ist oder ge-

gen wen ein persönlicher oder allgemeiner Haftbefehl 
vorliegt, es sel denn, daß er aus -  der Haft entlassen 
Ist;  

b) wer der NSDAP.. vor dem 1. Mai 1937  beigetreten ist 
und wer, obgleich später beigetreten ist, aktives Mit-
glied gewesen ist, wer zu irgendeiner Zeit ,Amtstra-• 
ger, Offizier oder Unteroffizier der Partei gewesen ist, 
wer zu irgendeiner Zeit der Schutzstaffel (SS) ange-
hört hat; 

c) wer in der SA, HJ, dem BDM, dem NSStB; dem 
NSDoB, der NSF, dem NSKK, 'dem NSFK zu irgend-
einer Zeit Amtsträger oder Offizier oder Unteroffizier 
gewesen 1st; 

d) wer  dafür bekannt ist, daß er mit den Nazis stark 
sympathisiert oder mit den Nationalsozialisten zu-
sammengearbeitet hat; 

e) wer entmündigt ist oder untek vorläufiger Vormund-
schaft oder wegen geistiger -Gebrechen unter Pfleg --
schaft  steht; 

f) wer die bürgerlichen Ehrenrechte nicht besitzt; 
g) wem -auf Grund des Gesetzes zur Befreiung vom Na-

tionalsozialismus und Militarisznus vom 5. Marz 1946 
durch die Spruchkammer Wahlberechtigung und 
Wählbarkeit abgesprochen ist; 

h) wer nach Tell A (Klasse 1 und II) 'der Kontrollrats-
liste, die dem Gesetz zur Befreiting vom National-
sozialismus und Militarismus vom 5. Marz 1946 als 
Anlage beigefügt 1st, als Hauptschuldiger oder Be-
lasteter gilt, es sei denn, daß er von einem Prü-
fungsausschuß ná ćh Gesetz Nr. 8 der Militärregierung 
bereits als beschäftigungswürdig erklärt worden  Ist  
oder von der Militärregierung die Genehmigung • für 
die  Ausübung eines öffentlichen Amtes oder eines 
freien Berufes erhalten hat. Dies gilt auch für Ziffer 
b) bis d). 

Geseti- vnd VeTordnungsbtatt 1946 	 - 
(Vierzehnter Tag nach 'Ablauf des Ausgabeisges: 7. April 1946) 
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(8). Behindert in der Ausübung ihres Wahlrechts sind 
Personen, die wegen Geisteskrankheit ceder Geistes-
schwäche in einer Heilee Gder Pflegeanstalt untergebracht 
sind, ferner Straf- und Untersuchungsgefangene sowie 
Personen, die infolge gerichtlicher oder polizeilicher An-
ordnungen in Verwahrung gehalten werden. 

(4) Wahlberechtigung .und Wählbarkeit gehen verloren, 
wenn eine ihrer Voraussetzungen wegfällt. 

6. 
(I) Zur Ausübung des ,Wahlrechts ist - die Eintragung in 

die rechtsgtiltig estgestellte Wählerliste oder die Er-
teilung eines Wahlscheines erforderlich.. 

(2)  Für  die Rechtsgültigkeit der Stimmabgabe  it  allein 
die Eintragung in die Wählerliste oder der Besitz eines 
Wahlscheines mal3gebend. 

• 

§7. 
In die Wählerliste ist einzutragen, wer gemäß § 5 weld-

berechtigt ist. Elite Abschrift .der Wählerliste ist vorn 
24. Marz .1946 bis zum 31. März 1946-  effentlich auszulegen. 
Jeder Wähler, dem bekannt 1st, -daß eine nach § 5 Absatz 2 
nicht wahlberechtigte  Person  in die Liste eingetragen ist 
oder wer die Wählerliste für unvollst5ndig hält, ist zur 
Einlegung der Beschwerde berechtigt. Zeit und Ort der 
Auslegung sind öffentlich bekanntzumachen; hierbei„ ist 
auf die 'Beschwerdefrist hinzuweisen. Beschwerden sind 
bis zum Ablauf der Auslegungsfrist bei dem Gemeinde-
vorstand anzubringen. Die Erledigung der Beschwerden 
regelt die vorn Minister des Innern erlassene Wahlord-
nung. 

§ 8. 
Einen Wahlschein erhält auf Antrag: 
I. ein Wahlberechtigter, der in die Wählerliste einge. 

tragen ist, wenn er - 
1:  sieh  am Wahltage während der Wahlzeit aus zwin-

genden Gründen •außerhalb seines Abstimmungs-
bezirkes aufhält. 

2. nach Ablauf der Beschwerdefrist seinen Aufenthalt 
in einen anderen Abstimmungsbezirk verlegt. 

II. ein Wahlberechtigter, der  nicht  in die Wählerliste 
eingetragen ist, wenn 
1. bel den in § 5 Abs. 2 a, e und f genannten Personen 

der Grund für den Ausschluß vom Wahlrecht, vor 
dem Wahltage weggefallen ist. 

2. wenn der Grund fili* die Behinderung in der Aus-. 
libung des Wahlrechts nach Ablauf der Beschwerde-
frist weggefalleri'ist. 

3. wenn er vom Evakuierungsort oder aus der Kriegs-. 
gefangenschaft zurückgekehrt ist. 

§ 3. 
(1) Jeder Kreis bildet einen Wahlbezirk, der sich in 

Abstimmungebezirke gliedert. 
(2). Die Wahlvorschläge werden für den Kreis aufge-

stellt (Kreiswahlvorschläge).  Elfie  Verbindung von  Kreis-
wahlvorschlägen ist tinzulessig. 

(3) Die _Einzelheiten der Wahl regelt eine wen Minister 
des limern zu erlassende Wahlordnung. s  

§ 10. 
(1) Das Wahlergebnis ist vom WahlausSchu3 festzustel-

len und vorn Landrat öffentlich bekanntzugeben. 
(2) Zur Ermittlung deg Wahlergebnisses sind die n. 

verteilenden Sitte auf die Wahlvorschläge nach der  Rei-
henfolge -  der Höchstzahl zu vertellên, die sich durch, 
Vollrechnung, 'Hälftelung, Drittelung VierteIung -  usw. 
der  au! die Wahlverschläge entfallenen Stimmenzahl er-
geben 1/ber die Zuteilung des letzten Sitzes oder der 
letzten Sitze entscheidet bei gleicher Höchstzahl das Los. 

(3) Sind drei oder mehr Wahlvorschläge eingereicht, 
so werden den 3., 4. usw. Wahlvorschlägen Sitze nur dann. 
zugeteilt, wenn auf sie nicht weniger als 15 v. H. der 
galtig abgegebenen Stimmen entfallen.  

§11. 
(1) Gegen die Gültigkeit der Wahl kann jeder Wahl-

berechtigte binnen zwel Wochen nach der Bekannt-
machung Einspruch bei dem Landrat erheben. 

(2) Der neue Kreistag hat über die Sinspritche sowie 
über die Gültigkeit der Wahl von Amts wegen in folgen-
der Weise zu beschließen: 

a) Wird die Wahl eines oder mehrerer Gewählten  we»-
gen  Marvels.  der Wählbarkeit für ungültig erachtet, 
so ist, nur-  die Wahl dieser Person für ungültig zu 
erklären. 

b) Wird far festgestellt erachtet, daß bei der Vorberei-
tung der Wahl oder bei der Wahlhandlung Unregel-
mäßigkeiten vorgekommen sind, die auf das Wahl-
ergebnis von Einfluß gewesen sein können, sa ist die 
ganze Wahl fir ungültig zu erkläre -i. Ist dle ganze 
Wahl endgültig für ungültig erklärt, so hat binnen 
längstens drei Monaten eine Neuwahl stattzufinden. 

crWird die Feststellung des Wahlergebnisses für un-
richtig erachtet, so ist die Feststellung aufzuheben 
und eine neue Feststellung des Wahlergebnisses an-
zuordnen. 

(3) Gegen den Beschluf3 des Kreistages steht dem, der 
den Einspruch erhoben hat, und dem, dessen Wahl für 
ungültig erklärt ist, binnen zwei Wochen die Klage im 
Verwaltungsstreitvirfahren zu. Eine  Klage,  die infolge 
Zurückweisung des Einspruches erhoben wird, darf mit 
ihrem.Klageantrage nicht über den Einspruchsantrag hin-
ausgehen. Die Klage hat aufschiebende Wirkung außer in 
den Fällen, in denen die Wahl Air gültig oder nur gemäß 
Absatz 2a für ungültig erklärt worden ist. Im letzten Falle 
tritt der Ersatzmann gemäß § 13 nicht eher ein, als der 
Beschluß unanfechtbar geworden oder im Verwaltunge-
streitverfahren rechtskräftig bestätigt ist. Solange Ver-
waltungsgerichte nicht tätig sind, tritt an Stelle der Klage 
die Beschwerde an die Aufsichtsbehörde. 

(4)  Ist  die Feststellung des Wahlergebnisses endgültig 
aufgehoben, sa hat der Wahlausschuß das Wahlergebnit 
nach den Grundsätzen der endgültigen Entscheidung neu 
festzustellen. 
- (5) Aut die Bekanntmachung und die Nachprüfung des 

berichtigten Wahlergebnisses 'flnden die Vorschriften der 
H 10-11 Anwendung. 

§ 12. 
Fällt eine Voraussetzung  der Wählbarkeit während der 

Wahlzeit fort, so scheidet der Kreistagsabgeordnete aus 
dem Kreistage aus. Darüber, ob dieser Fali vorliegt, be- 
schlieat im Streitfall der Kreisausscht;13. Gegen den Be- 
schluß steht dem Kreistagsabgeordneten binnen zwei 
Wochen die Klage im Verwaitungsstreitverfahren zu. Die 
Klage hat keine aufschiebende Wirkpng. Während der 
Dauer, des Verfahrens tritt der Ersatzmann gemäß § 13 
nicht vor endgültiger rechtskräftiger Entscheidung ein. 
Solange Verwaltungsgerichte nicht tätig sind, tritt an 
Stelle der Klage die Beschwerde an die Aufsichtsbehörde. 

§13. 
Wenn ein Kreistagsabgeordneter  die Wahl ablehnt oder 

vor Ablauf der Wahlzeit ausscheidet oder wenn die Wahl 
eines einzelnen Kreistagsabgeordneten für ungültig er-
klärt  wird, so tritt an seine Stelle der Bewerber, der in 
demselben Vorschlage hinter dem Gewühlten an erster 
Stelle berufen ist. Die Reihenfolge, in der die Bewerber 
zu berufen sind, kann durch die Mehrheit der noch wahl-
berechtigten Unterzeichner des Wahlvorschlages geändert 
werden. Die Änderung muß dem Kreisausschuß  his zum 
Ablauf von zwei Wochen mitgeteilt werden, nachdem die 
Erledigung der Stolle in den amtlichen  Blättern  des Wahl-
bezirkes bekanntgemacht worden ist. Die Feststellung 
des Ersatzmannes erfolgt durch den Kreisausschuß. Auf 
die Bekanntmachung und Nachprüfung der Feststellung 
finden die Vorschriften der § 10-11 entsprechende An-
wendung. 
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(i) Wahlen durch den Krentag.; werden,„menn  niemand  
widerspricht &uch Ztiruf,, sonst  durch  Abgabe van 
Stimmzetteln v,ollioge_ n. - 

(2) Bei. der -  ZettelwahI wird, wenn ,mehrere gleichartig 
uhbesoIdete Wahlstellen zu besetzen.sind, in einem Wahl-
genge nach dert GrundSätzen dor Verhältniswahl,  in allen 
andereh Fallen, für jeden Fe11 in besonderem Wahlvor-
genge nach Stimmenmehrheit abgestimmt. 

(3) Wird nach den Grundsätzen der Verhältniswahl sb-
gestimmt, so-  gilt  §. 10 Abs. 2. 

(4)- Wird nach Stimmenmehrheit abgestimmt, so nt der-
jehige gewählt, für den mehr als die Hälfte der "gültigen 
Stimmen abgegeben ist. Wird dieses Ergebnis im ersten 
Wahlgange nicht erreicht und sind Stimmen  auf nicht 
mehr als vier Personen gefallen, so findet zwischen den 
zwei  Personen die die meisten Stimmen erhalten haben, 
eine Stichwahl .statt. Ist im ersten—Wahlgange keine ab-
solute Mehrheft erreicht  unid-  sind Stimmen auf niehr els 
vier Personen  .gefallen, so-  findet eine Zwischenwahl  statt; 
sie ist auf die Vier Personen żu beschränken, die im ersten 
Wahlgange die Meisten Stimmen erhalten haben.  Wird 
auch bei der  Zwischenwahl  .keine  absolute  Meh-rheit er-
reicht, so findet eine Stichwahl zwischen den zwei Per-
sonen statt, die ,bei der ZWischenviahl die meisten 
Stimmen erhalten  haben. Bei Stinimengleichheit entschei-
det lias vorn Vorsitzenden -zu ziehende Los, wer in die 
engere Wahl, die • Zwischenwahl Gder die Stichwahl zu 

•bringen ode'', im letzten Wahlgange gewählt, ist. _ 

• § 
Pei Wahlen und Abstimmungen zählen Stimmenthal-

tungen und_ungilltige Stimmen mit zur Feststellung der 
BeschlußfOhigkelt,  nicht  abel- zurOEBerechnung der Mehr-
heit. ■ 

• 

 

§16. ' 
Im übrigen •wird  das ' Wahlverfahren durch die Gb-

schäf tsordnung geregelt. 

§17. •  

Gegen die Gültigkeit einer \Turn Krentage -  vorgenom-
menen Wahl  kann, soweit  'nicht geselzlich die Anfechtung 
einer solchen Wahl anderWeit geregelt ist, jeder .Kreis-
tagsabgeordnete binnen zwei Wochen - nach Feststellung 
des Wahlergebnisses "bei dem Kreisausschuß Einspruch 
einlegen. Über den Einspruch- entscheidet die Beschluß-
behörde durch deren Entscheidung die Gültigkeit oder 
Ungültigkeit der , Wahl endgültig • festgestellt wird. Bedarf 
die Wahl einer Bestätigung, so wird diese erst hach Ab-
lauf der Einspruchsfrist nenii_ der  Gültigkeitserklärung  
rechtswirksam. • 

§: 18: 
Eine vom Kreistage vorgenommene Wahl verliert vor 

Ablauf der festgesetzten Wahlzeit ihre Wirksamkeit  
durch Wegfall einer Voraussetzung der Wählbarkeit oder 
durch nachträglichen Eintritt oder dUrch nachträgliche 
Feststellung eines Ausschließungsgru,ndes (§ 5'. Abs. 2). . 

' 	• 
(1) Das Ausscheiden 'einer vom" Kieistage gewählten 

Person sus ihrem Arat wird. soweit nicht gesetzlich eine 
andere Stelle  zuständig  ist, ven dem KreisausschuB fest-
,gestellt. In dem Beschluß ist gleielizeitig'festzustellen, wer 
als Stellvertreter (Ersatzmann) nachrückt. 	— 

(2) Gegerr cle-n Beschluß Steht demjenigen, dessen  Aus-
scheiden  festgestellt-  ist, binnen zwei Wochen  die .Krage 
ira Verwaltungsstreitverfahren zu. 

(3) Die Klage hat keine aufschiebende Wirkung, jedoch 
tritt der Stellvertreter (Ersatzmann) bis zur endgültigen  
rechtskräftigeri Entscheidung einstweilen ein. 

§,. 19e.  
Mit dem Ablauf des. 30. Juni 1946 endet das Amt der 

Landräte. Die Neuwahlen erfolgen durch  die gewählten 

Mitglieder der Kreistage. Die Neuwahlen haben zwischen 
dem li. Jun' und dem 25. Juni 1946 stattzufinden. 

§20.  
(1) Die vom Kreistage vorzunehmenden Wahlen er-

folgen, soweit nicht gesetziich  etwas  anderes bestimmt 
ist oder es sich um einmalige Aufträge handelt,  auf  die 
Dauer. der Wahlzeit  des zu wählenden Kreistages. 

(2) Neuwahlen sind alsbald nach Zusammentritt des 
neugewählten Kreistages  vorzunehmen.  

§21.  
Die Geschäftsführung des Kreisiages wird durch eine 

vom Kreistage zu erlassende Geschäftsordnung geregelt. 

§ 22. 
Wer 
1. eine falsche eidesstattliche Erklärung über die Vor-

aussetzungen seines Wahlrechtes abgibt oder 
2. in mehreren Kreisen wählt 

wird mit Gefängnis bis zu zwei Jahren bestraft. 

§.23. 
Die Vorschriften dieses Gesetzes tieten entsprechend 

Artikel 7 Absatz 2 dès  Staatsgrundgesetzes vom 22. No-
vember 1945 (GuVB1. S. 23) in Kraft. 

Wiesbaden, am 7. März 1946. 	- 

Groß-HesSiiebes Staatsministerium 

Der Ministerpräsident: 	Der Minister dei Innern: 
gez. D..r. Geller 	 gez_ Hans:Venedey 

_ Wahlordnung - 

• für  die, Wahl zu den Kreistagen - _ 
vom 12. Márz 1946. 

• . 	• 
A. ,WAhlleitung. . 

L Def' Landrat. 
Der. Landrat leitet das .Wahlgeschäft fili den Kreis. Er 

het insbesondere folgende Aufgaben:_ • 
a) die Zahl der zu wählenden  Kreistagsabgeordneten 

(festzustellen; 
b) die .  Abstimmungsbezirke' Zu Widen, soweit es sich 

nicht um Städte handelt; 
c) Mr, jeden Abstimmungsbezirk den Wahlvorsteher Mid • 

einen Stellvertreter des. Wahlvorstehers zu  ernennen, 
soweit nicht der Gerneindevorsteher Wahlvorsteher  

' und der gesetzliche Stellvertreter des. Gerpeindevor-
stehers Stellvertreter, des Wahlvorstehers ist;• 

d) den Tag zu bestimmen. von dem an die, Wählerlisten - 
. auszulegen sind; 

e) die Zusammensetzung des Wahlausschusses  bekannt-
zugeben;  

f) zur Einreichung von Wahlvorschlägen bei dem Vor-
sitzenden  des Wahlausschusses. aufzufordern; 

g) die vorn Wahlausschu6 zugelassenen Wahlvorschläge • 
bekanntzugeben; 

h) die  Stimmzettel amtlich herzustellen sowie die Um-
schläge amtlich zu liefern. und den. Gemeindevoistän-
den zur Weitergabe: an die Wahlvorsteher zu liber-
weisen; 

i). das Wahlergebnis festzustellen und- öffentlich be-
kanntzumachen; 

k),die Gewählten  von der auf .sie gefallenen Wahl zu • 
benachrichtigen; 
Einspriiche, gegen die. Gilltig_keit der Wahl_ dem Kreis-

. tä&e  zu 	eschlußfnssung vorzulegen; 	_ 
in) die.. Entscheidungen.. im WahlPrilfung.sverfahren,  aus-

. • zuführen und  gegebenenfalls eine Neuverteilung .der 
Abgeordnetensitze -  vorzunehmen. 

75 
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2. Der Gemeindevorstand. 
§2.  

(1) Der Gemeindevorstand hat auch für die Wahl zum 
Kreistage das örtliche Wahlgeschäft mit folgenden Auf-
gaben: - 

a) die Wählerliste aufzustellen; 
b) die Wählerliste auszulegen und die Auslegung be-

kanntzugeben; 
c)Beschwerden gegen die Wählerliste entgegenzuneh-

men und dem Wahlausschuß vorzulegen; 
d) die Wählerliste abzuschließen und dem Wahlvor-

steher zu übersenden; 
e) die Wahlscheine auszustellen und in Fällen, in denen 

die Entgegennahme von Anträgen auf Ausstellung 
von Wahlscheinen schon am zweitletzten Tage vor 
dem Wahltage geschlossen wird, die Schließung der 
Wahlscheinausgabe bekanntzugeben; 

f) die Wahlräume zu bestimmen; 
g) die Abstimmungsbezirke zu bilden, soweit es sich um 

Städte handelt, sowie die Abgrenzung der Abstim-
mungsbezirke, die Bestimmung der Wahlräume und 
Tag und Stunde der Wahlhandlung bekanntzugeben; 

h) die für die Einreichung der Wahlvorschläge  erforder-
lichen  Bescheinigungen auszustellen. 

(2) Mit der FillTrung der laufenden Wahlgeschäfte kann 
der Gemeindevorstand seinen gesetzlichen Stellvertreter 
oder 'einen anderen Gemeindebeamten beauftragen. - 

41 Für alle dem' Gemeindevorstand im Wahlgeschäft 
obliegenden Bekanntmachungen gilt als ortsübliche Art 
der Bekanntmachung auch der öffentliche Anschlag. 

3. Der Wahlaiiiisschuß. 
3. 

(1) Für den Kreis wird ein Wahlausschul3 gebildet, der 
a) über die Beschwerden gegen die Wählerliste 

entscheidet; 
b) über die Zulassting der bei seinem Vorsitzenden 

einzureichenden Wahlvorschläge beschließt. 
(2) Vorsitzender des Wahlausschusses ist der Landrat. 
(3) Zur Bildung des Wahlausschusses beruft der Vor-

sitzende 4 oder 6 Wahlberechtigte_ des Kreises zu Bei-
sitzern und verpflichtet sie durch Handschlag. Für jeden 
Beisitzer wird je ein weiterer Wahlberechtigter in gleicher 
Art ala Stellvertreter beiden und in gleicher Weise ver-
pflichtet, sobald er eintritt. Der Stellvertreter hat bei  Re  
hinderung oder beim Ausscheiden des Beisitzers für ihn 
einzutreten. 

(4) Die Beisitzer und ihre Stellvertreter müssen aus den 
verschiedenen im Kreise vertretenen Parteien und Wähler-
gruppen auf deren Vorschlag berufen werden. 

(5) Vertrauensmänner für .Wahlverschläge und deren 
Stellvertreter können nicht Beisitzer oder StellVertreter 
im Wahlauschuß sein. 

(6) Die Namen der Mitglieder des Wahlausschusses und 
ihre StelkVertreter sind öffentlich bekanntzugeben, 

(7) Die Mitglieder -  des Wahlausschusses und ihre Stell-
vertreter erhalten keine Vergütung.. 

§ 4. 

Zu den Verhandlungen des Wahlausschusses hat der 
Vorsitzende einen Schriftführer zuzuziehen, der wahl-
berechtigt ist. und in gleicher Weise wie die Beisitzer ver-
pflichtet wird, aber kein Stimmrecht im Wahlauischuß hat. 

§5.  
Der Wahlaussehu13 ist beschlußfähig, wenn außer dem 

Vorsitzenden oder seinem Stellvertreter mindestens' die 
Hälfte der Beisitzer oder Stellvertreter anwesend sind. Er 
beschließt mit Stimmenmehrheit, bej Stimmengleichheit' 
entscheidet die  Stimme  des Vorsitzenden. 
4. Der Wahlvorstand.  

§6.  
(1) Für jeden Abstimmungsbezirk, gegebenenfalls für 

jeden Wahlraum tind Wahltisch wird vom Landrat ein 
Wahlvorateher und ein Stellvertreter des Wahlvorstehers  

ernannt. In Gemeinden, die nur einen Abstimmungsbezirk 
bilden und in denen eine Teilung der Wählerliste oder 
eine nach dem Geschlecht der Wahlberechtigten getrennte 
Aufstellung nicht „ erfolgt ist, ist der Gemeindevorsteher 
Wahlvorsteher, der gesetzliche Stellvertreter des Ge-
meindevorstehers Stellvertreter des Wahlvorstehers. 

(2) Zur Blidung des Wahlvorstandes beruft der Wahl-
vorsteher 3-6 Beisitzer und einen Schriftführer; er  mull  
dabei die verschiedenen Parteien mid Wählergruppen be-
rücksichtigen. 

(3) Der Wahlvorsteher. sein Stellvertreter, die Beisitzer 
und der Schriftführer bilden den Wahlvorstand. 

(4) Die Mitglieder des Wahlvorstandes erhalten keine 
Vergütung. 

§7  
(1) Der Wahlvorstand tritt auf Einladung  de  sf Wahlvor-

stehers am Wahltage zu Beginn der Wahlhandlung im 
Wahlraume' zusammen. 

(2) Der Wahlvnrstand ist bei Anwesenheit von 
weniggtens vier Mitgliedern, unter denen sich stets der 
Wahlvorsteher oder sein StellVertreter befinden  mull,  be-
schiußfähig. Er beschließt mit Stimmenmehrheit, bei 
Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des .  Vor-
sitzenden. - 

§8.  
Der Wahlvorstand' führt die Wahlhandlung im Ab-

stimmungsbezirk durch und stellt das Abstimmunisergeb-
nis im Abstimmungsbezirk fest. 

B. Wahlvorbereitung. 

1. Bildung der Abstimmungsbezirke. 

§ 8. 
(1) Jeder Kreis wird in Abstimmungsbezirke geteilt, wo-

bei die Grenzen der Gemeindebezirke tunlichst innezuhal-
ten sind und davon auszugehen ist, daß allen Wahlberech-
tigten die Teilnahme an der Wahl Möglichst zu erleich-
tern ist. 

(2) Kein Abstimmungsbezirk soll mehr als -2500 Einwoh-
ner umfassen Größere Gemeinden sind in Mehrere' Ab-

'stimmungsbezirke zu teilen 	• 
(3) Die Abstimmungsbezirke dürfen jedoch nicht so eng 

begrenzt werden, daß das Wahlgeheimnis gefährdet wer-
den könnte. 

2.  Wählerliste  und Wahlscheine. 

a) Allgemeines 

§ 10.  

Für jeden Abstimmungsbezirk ist durch den Gemeinde-
vorstand eine Wählerliste nach dem Stande vom 1. März 
1946 so rechtzeitig aufzustellen, daß sie spätestens fünf 
Wochen vor dem Wahltage ausgelegt werden kann. 

§ 11.  
(1) In die Wählerliste sind alle Personen des Abstim-

mungsbezirkes einzutragen, bei denen am Wahltage die 
Voraussetzungen für die Wahlberechtigung nach § 5 
Abs. 1 des Kreistagswahlgesetzes erfüllt sind. Die Ein-
tragung hat in atphabetischer Reihenfo'ge Zu- und Vor-
namen.  Alter und Wohnung der Wah'berechtigten unter 
laufender Nummer zu enthalten. Vor der Eintragung je-
der Person ist ihr Wahlrecht nach § 5 des Kreistagswahl-
gesetzes genau zu prüfen. 

(2) Die Listen können auch in der Art angelegt werden, 
daß die Straßen nach der a'phabetischen Reihenfolge 
ihrer Namen oder die Ortsbezirke nach der Reihenfo`ge 
ihrer Nummern oder Buchstaben, innerha'b der Straßen 
oder Ortsbezirke die Häuser nach ihren Nummern und 
innerhalb jedes Hauses die Wahlberechtigten eingetragen 
werden. 

(3) Die Listen können nach dem Geschlecht der Wahl-
berechtigten getrennt angelegt werden. 
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§12. 	- 
(1) In die Wählerliste sind  alle Wahlberechtigten einzu-

tragen, die am. 1 März 1946 im Kreisgebiet seit un-
unterbrochen 6 Monaten., anwesend  sind 	 die früher 
dort wohnhaft waren und. nach ihrer Evakuierung oder 
aus der Kriegsgefangenschaft 'dorthin zurückgekehrt sind. 
Aus der Kriegsgefangenschaf t entlassene Männer und 
Frauen, die sich an den Evakuierungsort ihr er Familie 
(Ehegatten, Kinder, •Eltern) begeben haben. sind dort 
wahlberechtigt, wenn diese Familiehangehörigeri seit un-
unterbrochen 6 Monaten im Kreisgebiet wbhnhaft sind. 
Hierbei sind in der dafür vorgesehenen Spalte die Per-
sonen besonders zu kennzeichnen, die erst nach dem 
1. September 1939 zugezogen' sind. , 

(2) Personen, die in der Ausübung ihres Wahlrichts be-
hindert siricl; sind gleichwohl in die Wähler liste.aufzfirieh-
men. Jedoch ist bei ,ihren Namen in der für .den Ver-
merk der erfolgten Stimmabgabe vor gesehenen Spalte 
einzutragen „behindert". Fällt die Ursache der Behin-
derung  weg, so ist der Vermerk  „behindert" zu streichen 
und der Bachverhalt: in der Spalte „Bemerkungen" zu  er-
läutern. 

	

 
13. 	 ./ , , • §  

b) Arten der Wähler l iste. 

§ 14. 
(1) Die Wählerliste kann in Heftform nac h  dem in der 

Anlage 1 beigefügten Vordruck oder als Wahlkartei ange-
legt werden. 	 /- 

(2) Die Wahlkarteien s müssen  so beschaffen sein, daß 
die Karten für jeden Abstimmungsbezirk in einem oder 
mehreren Behältern verwahrt werden. Der Behälter muß 

'mit Vorrichtungen versehen sein, die jede einzelne Karte 
festhalten  und nach Abschluß der Wahlkartei jede will-
kiirliche Herausnahme oder Einfügung von Karten un-
möglich machen. Die Einteilung der Kar ten entspricht 
den Spalten 2-14 des Musters zur Wählerliste in Heft-
form. 

, 	
§ 

DieBenutzung  erstmalig  angelegter Listen bei spä-
teren Wahlen ist zulässig, sofern sie den Anforderungen 
der §§ 11-13 genügen und Unstimmigkeiten bei der Ab-
stimmung nicht zu befürchten. sind. 

c) Wahlscheine. 
§16. 	 • 

Der- Wahlschein berechtigt zur Stimmabgabe in einem 
beliebigen Abstirnmungsbezirk _des Landkreises. 

17. 
Einen • Wahlschein erhalten auf Antrag . , 
I. ein Wahlberechtigter,  der in die Wählerliste eingetra-

gen ist, Wenn er 
1. sich am Wahltage während der Wahlzeit aus zwin-

genden Gründen. außerhalb seines Abstimmungs-
bezirkes aufhält ;  

2. nach Ablauf der Beschwerdefrist  seinen Aufenthalt. 
in einen ,anderen Abstimmungsbezirk verlegt; 

IL ein 'Wahlberechtigter, der nicht in die Wählerliste 
' eingetragen ist,' wenn 

1..bei den in 3-5 Abs. 2 a, e und f des Kreistagswahl-
gesetzes genannten Personen der Grund für den 
Ausschluß vom Wahlrecht vor- dem Wahltage weg-
gefallen 1st ;  

. 2. der Grund für  die Behinderung in der Ausübun g  
des Wahlrechts nach Ablauf  der Beschwerdefrist 
weggefallen ist ;  

3. er vow Evakuierungsort oder aus der Kriegsgefan-
genschaft zurückgekehrt und nach § 5 des Kreis-

tagswahlgesetzes wahlberechtigt ist. 

§18. 	 • 
(1) Zuständig zur Ausstellung des Wahlscheines ist der ' 

Gemeindevorstand des Aufenthaltsortes, im Falle des 
§ 17, Abs. 1 Nr. 2 des bisherigen Aufenthaltsortes des 
Wahlberechtigten. 

(2) Die Tatsachen, dig' die Ausstellung eines Wahlschei-
-nes begründen, sind glaubhaft zu .machen und auf Er-
fordern nachzuweisen. Ober seine Berechti gung, den  Axt-
trag zu stellen oder den Wahlschein in Empfang  zu neh-
men, muß sich der Antragsteller oder der Empfänger ge-
hörig  ausweisen, 	 • 

(3) Gber die. ausgestellten Wahlscheine führt der Ge-
. 

meindevorstand ein Verzeichnis..,. 	 . . 
(4) ,Verlorengegangene Wahlscheine werden nicht er-

setzt. 
§19 

	

e 	 v 	 a 

- • 
(1) Wahlscheine können noch am Tage or dem  Whl-- 

tage ausgestellt werden 	 Gemeinden mit» 	 als 10 000 
Einwohnern kann die Entgegennahme von 	 auf • 
Ausstellung, von Wahlscheinen schon am zweitletzten_ 
Tage vor dem Wahltage geschlossen werden. Der Ge-
meindevorstánd• hat dies vorher bekanntzugeben.  

(2), Die -Wahlscheine sind nach dem als Anlage 2 beige- , 
fügten Vordruck auszustel len. 

• - . 	 § 20. 
VomZeitpunkt des Beginnes der AnsIegung „der Wäh-

lerliste „ab kann die Ausstellung  des Wahlscheines bean-
tragt werde n. Gegen ,die Ablehnung findet die Be-
schwerde an den Wahlausschuß statt, der endgültig ent-
scheidet.. 

§ 
Bei der  Ausstellung  von Wahlscheinen an Wahlberech-

„tikte, die in die Wählerliste eingetragen sind, ist in der 
Wählerliste bei den betreffenden. Wahlberechtigten in 
der Spalte für die Stimmabgabe  der Vermerk „Wahl-
schein" °def „W" einzutragen Ist die  Wählerliste" 
Wahlvorsteher bereits übersandt, so ist ihni bis zum 
Beginn der Wahlhand;ung ein Verzeichnis der Wahl-
berechtigten zu übermitteln, die - nachträglich einen 
Wahlschpin erhalten haben. Er hat alsdann vox Beginn 
der Wahlhandlung die Wählerliste nach diesem Ver-
zeichnis zu berichtigen; indem er bei den nachträglich 
mit einem Wahlschein versehenen Wahlberechtigten in 
der Spalte t-Ur die Stimmabgabe den Vermerk „ Wahl-
schéin" oder' „W" einträgt. Er hat ferner die Wähler-
liste- Mit einer Bescheinigung darübe r  zu  -versehen, bei 
wieviel Wahlberechtigten nach• dem Verzeichnis der 
nachträglich áusgestellten Wahlscheine nachträglich der 
Vermerk ‚„Wahlschein" oder „W" eingetragen worden ist 
und wieviel eingetragene' Wahlberechtigte ohne einen 
solchen Vermerk noch verbleiben. 

_ 
d) Auslegung und Berichtigun g  der. 

Wählerliste. 
§.22. 

(1) Der Landrat bestimmt einheitiich für den Kreis den 
Tag. von derb ab die Wählerlisten auszulegen 
die  Kreistagswahl vom 28. April 1946 liegen die Wähler-
listen vom 24.-31. März 1946.,auf. 

(2) Vor der Auslegung  hat der Gemeindevorstand in
n  ortsüblicher Weise bekanizugeben, 

a) wo, wie lange und, 	 welchen Tagesstunden dip 
-Wählerliste zu jeder 	

" 
manns Einsicht 	 wird, 

b) innerhalb welcher Zeit und in welcher Weise Be-
schwerde gegen dip Wählerliste erhoben Werden" 

ann, 
e) daß jeder Wahlberechtigte berechtigt ist,  eine solche  

Beschwerde zu erheben, wenn ihm , die fehlende 
Wahlberechtigung einer eingetragenen,, Person be-
kannt ist, 

(1) Die irählerliste soil mindestens 4 Spalten zur Auf-
nahme der Vermerke über„  die erfolgte Stimmabgabe ent-
halten, damit sie für etwai ge Nachwghlen verwendbar 
ist. 

(2) Die  Listen müssen ferne r  eine Spalte für „Be-
merkungen"enthalten. 
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-- 	• 
Innerhalb jedes Abstimmungsbezikkes bestimmt der 

Gemeindevorstand einen" geeigneten Wahlraum. In. gro-
Ben Abstimmungsbezirken, in denen sich eine -Teilung 
der Wählerliste als zweckmäßig erweist, sowie in Ab-
stimmungsbezirken. für welche die Wählerliste nach. 
dem Geschlecht der Wahlberechtigten getrennt aufge-
stellt ist, können die Wahlen gleichzeitig an zwei ,verschie-
denen Wahltischen , in demselben Wahlraume oder in 
zwei verschiedenen Räumen desselben Gebäudes oder in 
zwei verschiedenen Gebäuden vorgenommen werden. *  

3. Bekanntmachung der Wahl. 
§ 30. 

(1) Der Landrat bzw. der Gemeindevorstand hat die 
Abgrenzung der Abstimmungsbezirke, die Bestimmung 
der Wahlräume, sowie Tag und Stunde der Wahlhand- 

3. Bestimmung der Wahlräume. 

§39  
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d) !daß jeder Wahlberechtigte, der die Wählerliste .für 
unvollständig hält, zur Einlegung er'Beschwerde 
berechtigt ist. 

§23.  
(1) Jeder 'Wahlberechtigte der die :Wählerliste für un-

richtig oder .unvollständig halt, kann dies bis 'zum Ab-
lauf der Auslegungsfrist bei dem-Gemeindevorstande oder 
einem von diesem 13eauftragten schriftlich anzeigen und 
zur  Niederschrift gében. Soweit die Richtigkeit seiner 
Behauptung nicht offenkundig ist, hat er für sie Beweis-
mittel beizubringen. • 	• 

(2) _Betrifft die Beschwerde die fehlende Wahlberech-
tigung einer in die Wählerliste eingetragenen Person, so 
gibt der Gemeindevorstand dieser sofort Nachricht von 
der Beanstandung und teilt ihr mit, daß sie berechtigt 
ist, binen sieben Tagen vorn Zugang der - Mitteilung an. 
Widerspruch zu erheben.4, Tut sie es nicht, so -1st sie von 
der Wählerliste zu streichen. Erhebt sie Widerspruch, so 
entscheidet der Wahlausschuß spätestens his zum 12. 
April 1946. 

§ 24. 
(1) Unrichtige Angaben der Wählerliste sind nach dem 

Ergebnis der vom WahlausschuB getroffenen Entscheidun-
gen- zu berichtigen. 

(2) Nach Ablauf der Auslegungsfrist köinen Wahl-
berechtigte nur in Erledigung rechtzeitig angebrachter 
Beschwerden in die Wählerliste aufgenommen oder darin 
gestrichen werden. 

§25.  
Im Falle einer Berichtigung der Wählerliste sirid die 

Gründe in  Spalte „Bemerkungen" einzutragen. Ergän-
zungen sind im Naehtrage in die Wählerliste aufzuneh-
men. Etwaige Belege sind der Wählerliste beizufilgen. • 

§26.  
(1) Die berichtigte Wählerliste ist vom Gemeindevor-

stand abzuschließen. Hierbei hat er zu bescheinigen, 
daß und wie lange die Wählerliste ausgelegen hat und 
'daß die in § 22 vorgeschriebene ortsübliche Bekannt-
machung erfolgt ist, endlich wieviel' Wahlberechtigte 
Personen in die Wählerliste eingetragen sind. 

(2) Die Behälter der Wahlkarteien sind durch Schlös-
ser, Plomben oder Siegel so zu verschließen, daß eine 
Entnahme oder .Einfügung  von  Karten nicht möglich ist. 

• § 27. 
Der' Gemeindevorstand hat die Wählerliste rechtzeihg 

dem  Wahlvorsteher zu übersenden. 

§28.  
Der Gemeindevorstand soli, soweit möglich, gegen Er-

- stattung der Auslagen auf Antrag Abschriften aus der 
Wählerliste erteilen oder die Anfertigung von Abschrif-
ten gestatten.  

lung in ortsüblicher Weise bekanntzugeben. öffentlicher 
Anschlag genügt.. 

(2) „ Die Bekanntmachung soll spätestens am siebenten 
Tage vor dem Wahltage erfolgen. Ein Abdruck oder 
eine Abschrift der Bekanntmachung ist dem Wahlvor-
steher zur Benutzung bei der Wahl  auszuhändigen, 

(3) Wahltag ist in allen Landkreisen der 28. April 1946. 

5.  Wahlvorschläge. 
a) Einreichung der Wahlvorschläge. 

§31.  
(1 Zur Einreichung von Wahlvorschlägen, beim Vor-

sitzenden des WahlauSschusses hat der Landrat durch 
öffentlicni Bekanntmachung spätestens  vier Wochen vor 
dem -Wahltage aufzufordern. Die Aufforderung soil auch 
die Vorschriften über Beschaffung und Inhalt der Wahl-
vorschläge wiedergeben. Zur Einreichung der Wahlvor-
schläge Find in erster Linie.  die von der Militärregierung 
zugelassenen politischen Parteien berechtigt. Außer den 
Zugelassenen Parteien können auch andere Gruppen von 
Wählern Wahlvorschläge einreichen; diese Gruppen mils-
sen alle Voraussetzungen erfüllen, die Mr die Zulassung 
politischer Parteien gelten und die Genehmiguig der 
Militärregierung nachweisen: 

(2) Die Wahlvorschläge müssen spätestens zum 5, April .  
1946 beim, Vorsitzenden des Wahlausschusses eingereicht 
werden. 

§32.  
Wahlvorschläge können auch vor der Aufforderung 

eingereicht Werden. 

b) Inhalt der  Wahlvorschläge. 
§ 33. 

In den Wahlvorschlägen sollen die Bewerber mit Zu-
Und Vornamen aufgeführt und ihr Stand oder Beruf so-
wie ihre Wohnung so deutlich angegeben werden, daß 
über ihre Persönlichkeit kein Zweifel besteht. Sie sind 
in erkennbarer Reihenfolge aufzuführen. 

• 
§34.  

(1) Die Unterzeichner der Wahlvorschläge sollen ihren 
Unterschriften Angaben ihres Berufes, Standes und ihre 
Wohnung beifügen. 

(2) Die Unterschriften müssen bis zum Ablauf der 
Einreichungsfrist vollzählig vorliegen, andernfalls ist 
der Wahlvorschlag unzulässig; eine Mänge:beseitigung 
findet nicht statt. 

(3) Nach Ablauf der Einreichungsfrist kann eine Un-
terschrift unter dem Wahlvorschlag nicht mehr zurück-
genommen werden. 

§35.  
(1) Mit den Wahlvorschlägen sind einzureichen: 
a) Die schriftliche Erklärung der Bewerber, daß sie der 

Aufnahme ihrer-Namen in den Wahlvorschlägen zu-
stimmen. 

b) Die Bescheinigung d-es Gemeindevorstandes, daß die. 
Bewerber am -Wahltage das 25. Lebensjahr vollendet 
haben, Staatsangehörige sind, sich im Kreise 
seit 6 Monaten aufhalten oder früher dort gewohnt 
haben und nach- Evakuierung oder aus der  Kriegs-
gefangenschaft zurückgekehrt bzw. sich en den 
Evakuierungsort ihrer Familie (Ehegatten, Kinder, 
Eltern) begeben haben, sofern diese _Familienange-
hörigen seit ununterbrochen sech& Monaten im 
Kreisgebiet wohnhaft sind; die Bescheinigung des 
Gemeindevorstandes muß auch  die"  Erklärung ent-
halten, daß die Bewerber vom Wahlrecht nicht aus-
geschlossen sind. *  

c) Die Bescheinigung des Gemeindevorstandes, daß die 
Unterzeichner des Wahlverschlages in die Wähler-
Hite eingetragen oder mit einem Wahlsrhein ver-
sehen sind. 

73  



_ 

Wiesbaden, den 25. Marz 1.946 . 	Gesetz- Und Verordningsblatt für GroB-Ressen 
	

Nt 9-1  

(2) Der Gemeindevorstand hat die Bescheinigung . auf 
Antrag gebührenfrei auszustellen. 	• 

(3) Die 'Wahlvorschläge der politischen Parteien rails-
sen von mindestens zehn, die Wahlvorschläge von Wäh-
lergruppen ebenso von mindestens zehn' im Landkreise 
wahlberechtigten Personen unterzeichnet sein. 

• . 

36. 
Die Wahlvorschläge können eine beliebige Zahl von 

Bewerbern enthalten. 

• -§ 37. 
(1) Jeder -Wahlvorschlag hit den  samen  der ein-

reichenden Partei oder ein Kennwort der Wählergruppe 
zu tragen. 

(2) In jedem Wehlvorschlage  mull  ein Vertrauensrnann 
oder ein Stellvertreter bezeichnet werden, die zur Ab-
gabe von Erklärungen gegenüber dem Vorsitzenden des 
Wahlausschusses bevollmächtigt sind. Fehlt diese Be-
zeichnung, so gilt der erste Unterzeichnete als Vet-
trauensmann, der zweite -als ,sein Stellyertreter. Mitglie-
der des Wahlausschusses und deren Stellvertreter_ kön-
nen nicht Vertrauensleute oder deren Stellvertreter sein. 

(3) Erklärt mehr als die Hälfte der Unterzeichner-.des 
Wahlvorschlages schriftlich., daß der Vertrauensmann 
oder der Stellvertreter durch einen anderen ersetzt 
werden soll, so  tritt dieser an die Stelle des  früheren 
Vertrattensmannes, sobald die Erklärung dem Vorsitzen-
den des Wahlausschusses. zngeht. 

c) M.ängelbeseitigung. 

§ n.. 
(1) Der Vorsitzende des Wahlausschusses hat die Ver-

trauensmänner unverzüglich aufzufordern, bis spätestens 
zum 18. Tage vor dem Wahltage  Mängel  der Wahlvor-
schläge zu 'beseitigen und etwa fehlende Bescheinigun-
gen nachzubringen. 

(2) Mängel können nicht mehr beseitigt werden, wenn 
die Wahlvorschläge festgesetzt sind. 

(3) Bewerber, die auf mehreren -Wahlvorschlägen be-
nannt sind, müssen dem Vorsitzenden des Wahlausschus-
ses innerhalb einer von ihm gestellten Frist erklären,  für 
welchen Watilvoischlag sie sich entscheiden. 

§39.  
Bewerber, gegen deren Wählbarkeit der Vorsitzende 

des Wahlausschusses Bedenken erhebt, können bis zur 
Festsetzung der Wahlvorschläge durch andere_ ersetzt 
werden. Die Bestimmung der. Ersatzleute mufl' durch 
übereinstimmende Erklärung sämtlicher Unterzeichner 
des Wahlvorschlages erfolgen. 

40. 
(1) Der Vorsitzende des Wahlausschusses soll 'darauf hin-

wirken, daß nicht dieselben Unterschriften unter mehreren 
Wahlvorschlägen stehen. ' 

(2) Die gleichen Personen können nicht als Vertrauens-
männer für mehrere Wahlvorschläge genannt 'werden. 

(3) Der Vertrauensmann -kann gegen Verfügungen,--die 
der Vorsitzende auf . 	der §§ 38-40 erläßt,' die Ent- 
scheidung des Wahlusschusses  anrufen. 

d) Zulassung -von Wahlverschlägen. 

§"41. 
(1) Der Vorsitzende des Wahlausschusses bestimmt Zeit. 

und Ort. der Sitzung des Wahlausschusses und gibt sie in 
ortstilalicher Weise hekannt. Die Mitglieder des Wahlaus-
schusses lädt er zur Sitzung. Der Wahlausschuß entscheidet 
spätestens am zehnten Tage vor dem Wähltage in öffent-
licher Sitzung  über  die Zulassung der Wahlvorschläge und 
setzt sie fest. 

Offentlich sind die Sitzungen des Wahlausschusses schon 
dann, wenn Zeit, Ort und Gegeristand. der Sitzung vor 
der Sitzung &arch -Aushang am Eingange .des Sitzungs- .-  

hauses mit dem Hinweis bekanntgegeben worden ist, daß 
der Zutritt zur Sitzung dem Wahlberechtigten freisteht. 

(2) Die Wahlvorschläge können nach ihrer Festsetzung 
nicht mehr geändert oder zurückgenommen worden. 

§42.  
(1) Inden Wahlvorschlägen werden die Namen der Be-

werber gestrichen, deren Persönlichkeit nicht feststeht, 
deren Zustimmungserklärung fehlt, die nachgewiesener- ,  - 
=Ben nicht wählbar sind oder die auf mehreren Wahl-
vorschlägen genannt sind. 

(2) Bewerber, die auf demselben Wahlvorschlage•mehr- 
mals benannt sind, gelten als nur einmal vorgesehlagen - 
und zwar an der Stelle, an der ihr Name erstmalig steht. 

' 	§43.  
Nicht zugelassen sind Wahlvorschläge, die» verspätet ein-

gereicht sind oder die den gesetzlichen Erfordernissen 
nicht entsprechen. 

e) Bekanntgabe der -S,Vahlvorsehläge. 

§ 44. 
(1) Der Vorsitzende des  Wahlausschusses  hat spätestens 

am zehnten Tage vor dem Wahltag die  Wahlvorschläge in 
der zugelassenen Fonia unter Angabe der Parteien bzw. 
Wählergruppen •und  der Kennworte, jedoch unter Weg-
lassung der Namen der Unterzeichner und Vertrauens-
manner in ortsüblicher Weise bekanntzugeben. 

(2) Die Wahlvorschläge sind mit fortlaufenden Nummern 
zu versehen. - 

C. Wahihantilung., 

§45.  
Die Wahlhandlung ist üffentlich. 

§ 46. 
(1) Die Wahlzeit dauert von B-18 .Uhr. In Abstimmungs- - 

bezirken mit weniger als 600 Wahlberechtigten kann die 
Wahlzeit durch Beschluß des Wahlausschusses abgekürzt 
werden. Sie darf jedoch nicht später als um 10 Uhr be-
girmen und nicht vor 17 Uhr schließen. 

(2) Haben alle in der Wählerliste stehenden Wahlberech-
tigten abgesIimmt und ist anzunehmen, daß Inhaber von 
Wahlscheinen nicht mehr kornmen, so kann der Wahlvor-
steher auf einstimmigen Beschluß des Wahlvorstandes die 
Abstimmung ,vor dem Schluß der festgesetzten Wahlzeit 
für geschlossen erklären. 

§47.  , 	. 
(1) De  Wahlhandlung wird damit eröffnet, daß der Wahl-

.Vorsteher Seine Stellvertreter, den Schriftführer und die 
Beisitzer durch Handschlag verpflichtet und so den Wahl-
vorstand bildet. 

(2) Ist z. Z. des Beginnes der "Wahlhandlung die für eine 
vollständige Besetzung des- Wahlvorstandês erforderliche 
Zahl eingeladener Beisitzer oder Stellvertreter nicht er-
schienen,  so ernennt der  Wahlvorsteher aus anwesenden 
oder erschienenerf Wahlberechtigten die  fehlenden Mit-, 
glieder in der erforderlichen Zahl. 

§ 48., 	• 

Der Wahlvorsteher wad, der.  Schriftführer dürfen sich 
während der Wahlhandlung nicht gleichzeitig entfernen. 
Verläßt eirier von ihnen vorübergehend den Wahlraum, 
so ist mit der Vértretung des--  Wahlvorstehers sein Stell-
vertreter, mit der Vertretung des Schriftführers ,ein an-
deres Mitglied des Wahlvorstandes zu beauftragen. 

'§ 49. 
(1) Der  Tisch,  an dem der Wahlvorstand Platz nimmt, 

soll so aufgestellt werden, daß er von allen Seiten zugäng-
lich ¡st. 
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(2) An diesen Tisch wird eine Wahlurne zum Hineinlegen 
der Stimmzettel gestellt. Der Boden der Wahlurne soll 
viereckig sein. /m Inneren gemessen muß ihre Höhe min-
destens 90 cm und der Abstand jeder Wand von der gegen-
überliegenden Wand mindestens 35 cm betragen. Im Decker 
mulit die Wahlurne einen Spalt haben, der nicht breiter 
als 2 cm sein darf und durch den die Umschläge mit den 
Stimmzetteln hindurch gesteckt werden müssen. Vor dein 
Beginn der Abstimmung hat sich der Wahlvorstand davon 
zu überzeugen, daß die Wahlurne leer ist Danach darf die 
WahJurne bis zum Schluß fier Abstimmung (Herausnahme 
der UmOEschläge mit den Stimmzetteln) nicht wieder geöffnet 
werden. 

(3) Nach näherer Anordnung des Landrates dürfen ab-
weichend von den Bestimmungen des Abs. 2 auch andere 
Behältnisse verwendet werden, bei deren Benutzung die 
Sicherheit des Wahlgeheimnisses gewahrt erscheint. 

(4) Durch Bereitstellung ausreichender Nebenräume,  die 
nur durch den Wahlraum betretbar oder unmittelbar mit 
Ihm verbunden sind oder durch Vorrichtung an einem oder 
mehreren von dem Vorstandstisch getrennten Nebentischen 
ist Vorsorge zu treffen, daß der Wahlberechtigte_ seinen 
Stimmzettel unbeobachtet ausfüllen und in den Umschlag 
legen kann. 

§50. 
Jeder Wahlberechtigte hat eine Stimme. Abwesende 

können sich bei der Wahl weder vertreten lessen noch 
sonst an der Wahl teilnehmen. 

§ 51. 
(1) Gewählt wird mit Stimmzettel. 
(2) Die Stimmzettel werden vom Landrat amtlich herge-

stellt, die Umschläge durch ihn amtlich geliefert. 
(3) Die Stimmzettel müssen alle zugelassenen Wahlvor-

schltige unter Angabe der Parteien und der Kennworte der 
anderen Wählergruppen und unter Hinzufügung  der 
Namen der ersten vier Bewerber jedes Wahlvorschlages 
(bei weniger als vier Bewerbern  sämtlicher  Bewerber) in 
der gerneß § 44 bestimmten, mit den entsprechenden  Num-
mern versehenen Reihenfolge enthalten 

(4) Die Stimmzettel müssen fer jeden Wahlbezirk von 
einheitlichem Papier sein; auch Zeitungspapier ist zulässig. 
Ihre Größe bestimmt sich nach dem Umfang des erforder-
lichen Aufdruckes (Absatz 3): doch müssen sich die Stimm-
zettel, ein- oder zweimal gefaltet, leicht in den Umschlag 
legen  lassen. 

§52. 
(1) Die Umschläge sollen 12 : 15 cm groß und innen aus 

undurchsichtigem Papier und amtlich abgestempelt sein. 
Sie werden von- dein Landrat in der erforderlichen Zahl 
amtlich geliefert und dem Gemeindevorstand zur Weiter-
gabe an die Wahlvorsteher überwiesen. 

(2) Die Vmschläge dürfen nicht mit ungesetzlichen  Kenn-
zeichen versehen .sein. Sie müssen"  von gleicher Art und 
Farbe sein. 

§53. 
Die amtlich hergestellten Stimmzettel und Umschläge 

werden an die Wahlberechtigten im Wahlraume aus-
gegeben. Andere Stimmzettel oder Umschläge dürfen im 
Wahlraume weder ausgelegt noch verteilt werden. 

§ 54. 	- 
(1) Zur Stimmabgabe cliirfen nur die amtlich hergestell-

ten, im Wahlraum ausgegebenen Stimmzettel benutzt wer-
den. 

(2) Die Stimmabgabe erfolgt derart, daß der Wahlberech-
tigte durch ein auf dem Stimmzettel zu setzendes Kreuz 
oder in sonstiger Weise kenntlich macht, welchem Wahl-
vorschlage er seine Stimme geben will. Der Wahlberech-
tigte darf auf dem Stimmzettel nur _einen Wahlvorschlag 
zu diesem Zweck ankreuzen oder in sonstiger Weise kennt-
lich machen; andernfalls ist sein Wille nicht unzweifelhaft 
zu erkennen und der Stimmzettel ungültig. 

(3) Die Stimmzettel dürfen nur in den amtlich geliefer-
ten, im Wahlratim ausgegebenen Umschläge von dem 
Wahlberechtigten dem Wahlvoreteher übergeben werden. 

§55. 
(1) Zutritt zum Wahlraum hat jeder Wahlberechtigte. 
(2) Ansprachen darf niemand im Wahlraum halten. 
(3) Nur der Wahlvorstand darf über das Wahlgeschäft 

beraten und beschließen. 
(4) Der Wahlvorstand kann jeden aus dem Wahlraum 

verweisen, der die Ruhe und Ordnung der Wahlhandlung 
stört. Ein Wahlberechtigter, der hiervon betroffen Wird, 
darf vorher seine Stimme abgeben. 

(5) Sind in einem Wahlraume mehrere Wahlvorstände 
tätig, so steht die Wahrung der Hausordnung dem Wahl-
vorstande zu, dessen Vorsteher an Lebensjahren der älteste 
Ist. 

§ 56. 
(1) Der Wahlvorsteher leitet die Wahl. Der Stellvertreter, 

der Beisitzer und der Schriftftiher unterstützen ihn bei der 
inberwachung und Durchführung der Wahlhandlung sowie 
bei der Ermittelung des Abstimmungsergebnisses. 

(2) Zur Stimmabgabe zuzulassen sind Personen, die in 
die Wählerliste eingetragen oder im Besitze eines Wahl-
scheines sind. Personen, die erst nach dem 1. September 
1939 in den Kreis zugezogen sind oder die im Besitze eines 
Wahlscheines sind, haben nach dem in der Anlage 3 bei-
gefügten Vordruck an Eides Statt zu versichern, daß sie 
nicht zu dem Personenkreis gehiiren, der nach Maßgabe 
des Kreistagswahlgesetzes nicht wahlberechtigt ist. 

(3) Der Wahlberechtigte erhalt am Eingange des Wahl-
raumes einen amtlich abgestempelten Umschlag und einen 
amtlich hergestellten Stimmzettel. Er begibt sich sodann in 
den Nebenraum oder an den mit einer Vorrichtung gegen 
Sicht geschützten Nebentisch. Dort hat er auf den Stimm-
zettel durch Ankreuzen oder in sonstiger Weise kenntlich 
zu machen, welchem Wahlvorschlage er seine Stimme 
geben will, und den so gekennzeichneten Stimmzettel in 
den Umschlag zu legen. Darauf tritt er an den Vorstands-
tisch, nennt seinen Namen und auf Erfordern seine Woh-
nung und übergibt, sobald sein Name in der Wählerliste 
aufgefunden ist, den  Umschlag  mit einliegendem Stimm-
zettel dem Wahlvorsteher, der ihn sofort ungeöffnet ,in die 
Wahlurne legt. 

(4) Inhaber von Wahlscheinen nênnen ihren Namen und 
übergeben  den Wahlschein dem Wahlvorsteher, der ihn 
nach Prüfung dein Schriftführer weiterreicht. Entstehen 
Zweifen über die Echtheit oder den rechtmäßigen Besitz 
des Wahlscheines, so hat der Wahlvorstand diese nach 
Möglichkeit aufzuklären und über die Zulassung oder Ab-
weisung des Wählers Beschluß zu fassen. Der Vorgang ist 
In  die Wahlniederschrift aufzunehmen. 

(5) Wahlberechtigte, die des Lesens unkundig oder durch 
körperliche Gebrechen behindert sind, ihren Stimmzettel 
eigenhändig auszufüllen oder  in den Umschlag zu legen 
und diesen dem Wahlvorsteher zu übergeben, dürfen sich 
der Beihilfe einer Vertrauensperson bedienen. 

(6) Stimmzettel, die nicht in einem amtlich abgestempel-
ten Umschlag oder die in einem mit einem unzulässigen 
Kennzeichen versehenen Umschlag abgegeben werden oder 
denen ein durch den Umschlag deutlich fühlbarer Gegen-
stand beigefügt ist, hat der Wahlvorsteher zurückzuweisen, 
ebenso die Stimmzettel von Wahlberechtigten, die sich 
nicht in den Nebenraum oder an den Nebentisch begeben 
baben. 

(7) Der Wahlvorsteher hat darüber zu wachen, da die 
Wahlberechtigten die amtlichen Stimmzettel erhalten, 
und  dali  sie in dem Nebenraum oder an dem Nebentisch 
nur so lange verweilen, als unbedingt erforderlich ist. 

§ 57. 
Der Schriftführer vermerkt die Stimmabgabe jedes 

Wahlberechtigten neben dessen Namen in der Wählerliste 
und sammelt die Wahlscheine. Für den Vermerk der 
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Stimmabgabe ist gleichmäßig im ganzen Abstimmungs-
bezirk ein und dieselbe Spalte der Wählerliste zu be-
nutzen. 

§58.  

Nach Schluß der Wahlzeit dürfen nur noch die Wahl-
berechtigten zur Stimmabgabe zugelassen werden, die zer 
diesem Zeitpunkt im Wahlraum schon anwesend  waren. 
Hierauf erklärt der Wahlvorsteher die Abstimmung far 
geschlossen. 

§59.  

Nach Schluß der Abstimmung werden die Umschläge aus 
der Wahlurne genommen und ungeöffnet gezählt. Zugleich 
wird die Zahl der Abstimmungsvermerke in der Wähler-
liste und die Zahl der Wahlscheine festgestellt. Ergibt sich 
dabei auch nach wiederholter Zählung eine Verschieden-
heli, so ist dies in der Wahlniederschrift anzugeben und, 
soweit  möglich t zu erläutern. 

D.  Ermittlung, Prüfung und FeStstellung 

	

des Wahlergebnisses. 	' 

§60.  

Die Ermitthing des Abstimmungsergebnisses und des 
Wahlergebnisses ist öffentlich. 

1. Ermittlung des Abstimmungsergebnisses 
im Abstimmungsbezirk. 

§ 61. 
Unmittelbar nach der Zählung der Ums läge Und Ab-

stimmungvermerke ist die Ermittlung un • Prüfung des 
Abstimmungsergebnisses in der Weise vorzunehmen, daß 
ein Beisitzer die Umschläge öffnet, die Stimmzettel her-
ausnimmt ,und sie dem Wahlvorsteher übergibt, der sie 
laut vorliest und nebst den Umschlägen einem anderen 
Beisitzer zur Aufbewahrung bis zum Ende der Wahl-
handlung übergibt. 

§62.  
(1) Ungültig sind Stimmzettel 
1. die nicht in einem amtlich abgestempelten Umschlag 

übergeben worden sind; 	' 
2. die in einem mit einem unzulässigen Kennzeiehen 

versehenen Umschlag übergeben worden sind; 
3:die nicht als amtlich hergestellt erkennbar sind; 
4. aus deren Kennzeichnung der Wille des Wählers 
, nicht unzweifelhaft zu erkennen ist; 

5. denen irgendein dutch den Umschlag deutlich fühle 
barer Gegenstand beigefügt ist; 

6. die mit einem unzulässigen Vermerk oder mit einem 
Vorbehalt versehen sind. 

(2) Mehrere in einem Umschlag enthaltene. Stimmzettel 
gelten als eine Stimme, sofern sie auf denselben Wahl-
vorschlag lauten, andernfalls sind sie ungültig. 

§63.  
(1) Der Schriftführer verzeichnet in der Zählerliste jede 

dem einzelnen Wahlvorschlage zugefallene Stimme und 
zählt die Stimmen laut. 

(2) Einer der Beisitzer führt gleichzeitig eine Gegen-
lisie. Das Mnster für die Zähl- und Gegenliste ergibt 

	

sich aus dem Vordruck in' der Anlage 4. 	• 
(3) Zählliste und Gegenliste . sind vo.n dem Wahl-

vorsteher und dem Mitglied des Wahlvorstandes, dab die 
Liste geführt hat, zu unterzeichnen und der Wahlnieder-
schrift als Anlagen beizufügen. 

§64.  
Unmittelbar nach •Erinittelung des Abstimmungsergeb-

nisses haf der Wahlvorsteher das' Ergebnis dem Landrat 
auf schnellstem Wege mitzuteilen. In der Mitteilung 
sind die Wahlvorschläge einzeln mit der auf sie entfal-
lenden Stimmenzahl anzugeben. 

§65.  
(1) Die Stimmzettel, ,  über deren Gültigkeit oder Un-

gültigkeit der Wahlvorstand Beschluß fassen mußte, sind 
mit fortlaufenden Nummern zu versehen und der Nie-
derschrift beizufügen. In der Niederschrift sind die 
Gründe anzugeben, aus denen die Stimmzettel für gill-
tig oder ungültig erklärt worden sind. 

Wenn ein Stimmzettel wegen der Beschaffenheit dés 
Umschlages. für ungültig erklärt worden ist, ist such 
der Umschlag beizufügen. 

§66.  

Alle Stimmzettel, die nicht nach § 65 der Wahlnieder-
schrift beizufügen sind, hat der Wahlvorsteher in Pa-
pier einzuschlagen, den Umschlag mit der Nummer oder 
sonstigen Bezeichnungen des Abstimmungsbezirkes zu 
versehen, zu versiegeln und dem Landrat zu übergeben 
der sie verwahrt, bis die Wahl endgültig für gültig  er-
klärt worden ist ,oder eine Neuwahl angeordnet ist. 

§ 67. 

Die Wählerliste nebst den Wahlscheinèn wird dem Ge-
meindevorstande zur Aufbewahrung unter Verschluß 
übergeben." Die Wählerliste darf außer den gesetzlich 
zugelassenen Fallen anderweit erst dann verwendet wer-
den, wenn die Wahl endgültig für gültig .erklärt oder 
eine Neuwahl angeordnet ist. 

§68.  

Ober die Wahlhandlung ist eine Niederschrift (Wahl-
niederschrift) nach dem in der Anlage 5 beigefügten 
Vordruck aufzunehmen. 

§ 69. 

Die Wahlniederschrift Mit sämtlichen zugehörigen, als 
Anlagen fortlaufend zu numerierenden Schriftstücken 
ist von dem Wahlvorsteher so schleunig dem 'Landrat 
einzureichen, daß ,  sie spätestens bis zum Mittag des auf 
den Wahltag folgenden Tages bei ihm eingeht. ' 

2. Prüfung, Feststellung and Bekanntmachung 

des  Wahlergebnisses 

§70.  

(1) Der Wahlauschuß prüft nach den Wahlniederschrif-
ten die ordnungsmäßige Vollziehung der Wahl, die Be-
rechnung der abgegebenen Stimmen und die Richtigkeit 
der über die Gültigkeit oder Ungültigkeit von den Wahl-
vorständen getroffenen Entscheidung und berichtigt 
Rechenfehler und andere offenbare Unrichtigkeiten, die 
bei der . Feststellung des Abstimmungsergebnisses vor-
gekommen sind. Alsdann stellt er das Gesamtergebnis 
der Wahl im Landkreise fest und nimmt die Verteilung 
der Atze auf die Wahlvorschläge vor. 

(2) Die Verteilung der Sitze regelt §' 10 Absatz 2 und 3 
des KreistagSwahlgesetzes. 

(3) tiber die Verhandlung ist eine Niederschrift auf-
zunehmen. 

§11- .  

Der Wahlausschuß hat die Gewählten von der  af  sie 
gefallenen Wahl zu benachrichten und sie unter HirrWeis 
auf die Bestimmung in -  Absatz 2 aufzufordern, sich bin-
nen einer Wochp nach Eingang der Nachricht über die 
Annahme der Wahl zu erklären. 

Die Wahl gilt als angenommen, wenn innerhalb dieser 
Frist keine Erklärung eingeht. Annahme unter Vorbe-
halt gilt als Ablehnung., 

e 
§72.  

Wenn ein Gewählter die Wahl ablehnt, so hat der 
Wahlausschuß festzustellen, wer als Ersatzmann gemäß 
6 13 des Kreistagswahlgesetzes an seine Stelle  tritt, und 
diesen gemäß § 71 der Kreistags-wahlordnung zur Er-
klärung über die Annahme der Wahl aufzufordern. 
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§ 73. 
-(1) Der Landrat macht das festgestellte Wahlergebnis 

öffentlich bekannt. 
Die Bekanntmachung hat zu enthaltene 	.- 
1. Die Zahl der auf die einzelnen Wahlvorschläge ent-

falleneri Sitze. 
2. Die Namen der Gewählten unter Angabe des kenn-

wortes. 
(2) Vorn Tage der Bekanntmachung läuft  die Frist zur 

Erhebung  von Einsprüchen gegen die Gültigkeit der 
Wahl. 

- E. Prüfung der  Gültigkeit  der Wahl. 
§74.  

Der neue Kreistag beschließt über die Einsprüche sowie 
über die Gültigkeit der Wahl von Amts wegen gemäß 
§ 11 des Kreistagswahlgesetzes. 

§75.  
Eirisprtiche, die gegen die Gültigkeit der Wahl -erhoben 

werden, hat der Landrat dem Kreistage bei seinem ersten 
Zusammentritt zur Beschlußfassung vorzulegen. Der Land-. 
rat stellt elen Beschlul3 des Kreistages dem Einspruch-
erheber unverzüglich nach  der Beschlußfassung tu. 

§76. -  
Witli die Wahl endgültig für gültig erklärt, so bedarf es 

keiner nochmaligen Bekanntmachung des Wahlergebnisses. 

§77. 
Wird die Wahl eines einzelnen Kreistagsmitgliedes end-

gültig für ungültig erklärt, so hat der Wahlatisschuß gemäß 
§ 13 des Kreistagswahlgesetzes festiustellen, wer als Er-
satzmann nachrückt. §§ 71-73 finden Anwendung. 

§78. 
Wird die ganze Wahl in einzelnen oder allen Abstim-

mungsbezirken für ungültig erklärt, so hat der Landrat 
dies öffentlich bekanntztigeben und in den betreffenden 
Abstimmungsbezirken die Neuwahl (Nachwahl). binnen  der 
in § 11 -des  Kreistagswahlgesetzes bestimmten Frist her-
beizuführen. Den Wahltag bestimmt der Minister des 
Innern. 

§79. 
Die Neuwahl findet nach denselben Vorschriften statt 

wie auch die Hauptwahl. soweit sich nicht aus den fol-
genden Bestimmungen etwas anderes ergibt: 

1. Die  Wahlvorstände,  der Wahlausschuß, die Abstim-
mungsbezirke, die Wahlräume bleiben unverändert, 
soweit nicht eine Änderung dem Landrat geboten er-
scheint; Änderungen sind in ortsüblicher Weise be-
kanntzugeben. Die Wahlvorsteher sind hievon in 
Kenntnis zu setzen. 

2. Für die Wahl ist dieselbe Wählerliste' zugrunde-
zulegen wie.bei der Hauptwahl. Sie ist jedoch vorher 
zu berichtigen und neu auszulegen. Der Wahlausschuß 
setzt 4  die Fristen und Termine in Anlehnung an die 
in-der-  Wahlordnung gegebenen fest. 

.3. Für die Wahl sind neue Wahlvorschläge einzureichen. 

§80. 
Auf die Feststellung des Wahlergebnisses, die Verteilung 

der Abgeordnetensitze, die Bekanntmachung. und,Nach-
prüfung des berichtigten Wahlergebnisses finden die soñ-
stigen Vorschriften entsprechende Anwendung. 

F. Bestimmungen wegen Verbindung der 
Gemeindevertreterwahlen mit den Kreis- 

tagswahlen. 
§81. 

Die Abstimmungsbezirke und die Wahlräume  müssen 
für beide Wahlen die gleichen sein. 	 e  

§ 82. 
Auch die Wahlvorstände müssen die gleichen sein.- Int 

jedem Abstimmungsbezirk mull  daher für beide Wahlen 
die gleiche Person zum Wahlvorsteher und die gleiche 
Person -  zum Stellvertreter des Wahlvorstehers ernannt 
werden. 

§83.  
Ausgelegt und benutzt wird für beide Wahlen ein und 

dieselbe Wählerliste. 

§84.  

(1) Für jede Wahl wird mit besonderem Stimmzettel 
gewählt, der Unterscheidung wegen milseen die. Stimm-
zettel jedoch von besonderer Farbe sein. 

(2) Die Abgabe der Stimmzettel für beide Wahlen er-
folgt in einem gemeinsamen Umschlage, soweit nicht für 
die Wahlen der Gemeindevertreter Stimmzettel in Karten-
briefform -verwendet werden. Zur Eintragung des Ver-
merkes der erfolgten Stimmabgabe ist nur cine Spalte 
der.  gemeinsamen Wählerliste zu verwenden. 

§ 85. 
Die Abgabe  dei  Stimmzettel für beide Wahlen bedingt 

auch die Benutzung ein und derselben Wahlurnen. 

§88. 
Die Stimnizettel für die Gemeindevertreter müssen aus 

weißem oder weißlichem, die Stimmzettel für die Kreis-
tagswahl aus grünlichem Papier sein. 

§87. 
Der Wahlberechtigte erhält am Eingang des Wahl-

raumes einen amtlich abgestempelten tTmschlag und, je 
einen amtlich hergestellten Stimmzettel fin die Ge-
meindevertreterwahl und  für  die Kreistagswahl. 

	 §88. 
(1) Der Wahlschein berechtigt zur Stimm'abgabe für 

beide Wahlen in einem Abstimmungsbezirk nur des Krei-
ses, in dem der Wahlscheininhaber anwesend ist. 

(2) Der Wahlscheininhaber erhält am Eingange des 
Wahlraumes wie jeder andere Wahlberechtigte einen Um-

_ schlag und zwei Stimmzettel, und zwar einen für die 
Gemeindevertreterwahl und einen für die Kreistagswahl. 
Sofern er in diesem Abstimmungsbezirk Ar beiden Wahlen 
berechtigt ist, kennzeichnet er auf beiden Stimmzetteln in 
dem Nebenraum oder an &IM Nebentisch den Wahlvor-
schlag, dem er seine Stimme geben  will legt beide Stimm-

' zettel in den Umschlag, soweit er nicht Mr die Gemeinde-
vErtreterwahl mit dem dort auch zugelassenen.  Wahl-
zettel in Kartenbriefform abstimmt, tritt sodami an den 
Vorstandstisch, nefint seinen Namen und überreicht seinen 
Wahlschein. 

Bevor der Wahlvorsteher den -Stimmzettel-Umschlag 
bzw. den fir die Gemeindevertreterwahl zugelassenen ver-
schlossenen Stimmzettel in Kartenbriefform In Empfang 
nimmt, hat er zu prüfen,  ob der Erschienene stimmberech-
tigt ist. Ist dies nicht der Fall oder entetehen Zweifel 
über die Echtheit oder_ den rechtmäßigen Besitz des 
Wahlscheines, so hat der  Wahlvorstand  diese nach Mit-
lichkeit aufzuklären und 'liber die Zulassung oder Ab-
weisung des Wählers Beschluß zu fassen. Der Vorgang 
ist in die Wahlniederschlift aufzunehmen. 

89. 
Der Umstand, daß die Stimmzettel fin  beide Wahlen  in  

einem gemeinsamen Umschlag abzugeben sind, sofetn 
nicht für die Wahl zu den Gemeindevertretern ein Stimm-
zettel  lp Kartenbriefform Verwendung findet, bedingt. fol-
gende Behandlung der Stimmzettel: 

_ 1. Sind in dem Umschlag je ein. Stimmzettel Air die 
Gemeindevertreterwahl und für die Kreistagswa.h1 
enthalten. so  tst die Stimme --- die Gültigkeit. des 
Stimmzettels voratisgesetzt — fir jede Wahl zu zählen. 
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Zu- vor- 
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der Geburt• 
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nung 
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Stimmabgabe 
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Bemerkungen 
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Nr. 

Der Wahlberechtigten 
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UTiesbaden, den 25. März 1946 
, 

Gesetz- und Vefordnungshlatt für GroB-Hessen Nr.  9-10  .,  

2: ist  in delii Unischlage nur ein Stimnizettel entwedex 
für die Gemeindevertreterwahl oder für die Kreistags- -  
wahl enthalten,, so ist die Stimme die Gültigkeit 
des Stimmzettels vorausgesetzt — nur für diese Wahl 
zu zählen. 

3. Sind in dem Umschlage mehrere Stimmzettel ent-
. halten, entweder für die Gemeindevertreterwahl oder 
für die Kreistagswahl, so sind sie als eine Stimme für 
.die betreffende Wahl zu zählen, sofern sie auf den-
selben Wahlvorschlag lauten; andernfalls sind sie un-
gültig. . 

• 
	§90.  ' 	 • 

(1) Sind Stimmzettel für 'die. Gemeindevertreterwahl 
und Kreistagswahl wegen Beschaffenheit des gemein-
Semen Umschlages für ungültig eiklärt worden, ist 
der Umschlag der Niederschrift *für die  Kreistagswahl 
belzufügen,und in die Niederschrift über die Gemeinde-
vertreterwahl - ein entsPrechender - Hinweis aufzunehmen. 
Das  gleiche gilt für Umschläge, bei denen es aus.sohstigen 
Granden einer Beschlußfassurig -dei Wahlverstandes  be-
durft  hatte, und für abgegebene leere Umschläge. 

Umschläge, die einen Stimmzettel nur für die Ge-
meindeVertreterwahl oder nur für die Kreistagswahl ent-
halten, gelten als leer für, diejenige Wahl; für die ein 
Stiminzettel nicht abgegeben ist und ,  sind der Nieder-
sChrift über diese Wahl beizufügen. 

§ 91. 	- 
(1) Für die Gemeindevertreterwahl Mid far die Kreis-

- tagswahl ist je eine besondere Mnisie und je eine be-
sondere Gegenliste zu führen. ' 

(2) Die Zählliste für die Gemeindevertreterwahl ist von 
dem Schriftführer, die Zählliste für die  Kreistagswahl und 
die Gegenliste sind je von einem Beisitzer zu führen, 
In der Niederschrift über die Kreistagswahl  mull  es dem,- 

' zufolge statt „Der Schriftführer- machte" heißen: „Der 
mit der Führung der Zählliste betraute Beisitzer   
machte." 

Über  die GemeindeVertreterwahl und über die kreis-
. tagswahl ist je eine besondere Niederschrift iufzu-
nehmen. 

§93.  
Beim Offnen der Umschläge und beim -  Verlesen 'der 

Stimmzettel -sind die Ergebnisse beider Wahlen gleich-
Zeitig in "die je beionders zu führende Zähl- und Gegen-
lisie (§ 91) einzutragen. Zum Offnen der Umschläge bzw. 
der für die Geineindevertreterwahl auch zugelassenen 
Stimmzettel in Kartenbriefform, Verlesen d& Stimmzettel, 
Ordnen und Aufbewahren der verlesenem Stimmzettel mit - 
Umschlägen sowie  zur Führung  der Mill- ,und Gegenliste 
muß  daher neben dem Wahlvorsteher oder seinem Stell-
vertreter, der Schriftführer und' wenigstens fünf Beisitzer 
gleichzeitig -anwesend -sein. Die Wahlvorsteher,  haben 
hierriach für ausreichende Besetzung - der Wahlvorstände 
zu sorgen. . 

§94.  
Dem Wahlvorstande können für die Ermittlung des Ab-

stimitungsergebnissei und die -Herstellung der Nieder-
schriften  Beamte oder sonstige. geeignete Personen ars 
Hilfsarbeiter durch .den Gemeindevorstand beigegeben. 
werden. 

An der i3eschlußfassung des Wahlvorstandes nehmen 
die Hilfsarbeiter nicht teil: 

§ 95. 
Die Gemeinde und die Landkreise tragen anteilig die 

Kosten der Wahlen. 

Wiesbaden ám 12. März 1946. 

Groß-Hessisches Staatsministerium 

Der Minister des Innern 
„gez. V ene d e y. 

Anlage 1 zur Kreistagswahlordnung 

Gemeinde 	 

   

Kf:eis 	  

   

Abstimmungsbezirk 	  (Ortsteil 	  Nr.  - 

 

 

-  WAHLEI-LISTE  

Nachtrag (an den Schluß der Wählerliste), Kopf Wie oben 
ei 

Abgeschlossen  mit .der Bescheinigung; daß die , vor-
stehende Wählerliste nach vorgängiger ortsüblicher Be-
kanntmachung.' vota 24. März bis zum 31. März 1946 zu 
jedermanns Einsicht ausgelegen hat, und daß die Be-
kanntmachung gemäß § 22 WO erfolgt ist.  

,In die Wählerliste sind  * 	Wahlberechtigte ein- 
getragen, deren Namen nicht gestrichen sind. 

	 „ den 	 19 

Der Gemeindevorstand 
(Dienstsiegel) 
	

(Unterschrift) 



Wahlvorschlag 
Nr 	 

Kennwort. 	 

Wahlvorschlag 
Nr. 	 

Kennwort: . 

Wahlvorschlag 

Kennwort: 

Wahlvorschlag 

Nr 	  
Kennwort• 	  

Wiesbaden, den 25. März 1946 	Gesetz- und Verordnungsblatt für Groß-Hessen 	 Nr.  9-1• 

Anlage 2 zur Kreistagswahlordnung 

WAHLSCHEIN 
fili* die Wahl zum Kreistage des Kreises . 	 

	  (Name) am 	--- 
Zuname: 	 Vorname: ___ ..... geboren am .._—.... 
'Stand oder Gewerbe: 	 wohnhaft in:  

	  Straße und Hausnuminer, kann 
unter Abgabe dieses Wahlscheines in einem beliebigen 
Abstimmtingsbezirk des Kreises ohne Eintragung in die 
Wählerliste oder Wahlkartei seine Stimme abgeben. 

o 
	  den 	 19 

(Ort) 

Der Bürgermeister 
(Dienstsiegel) 	 (Unterschrift) 

Anlage 3 zur Kreistagswahlordnung 

Gemeinde 	 — 

Abstimmungsbezirk . 

Kreis 	  

(Ortsteil .. 	Nr. 	 

EIDESSTATTLICHE VERSICHERUNG 
Mir ist bekannt, daß nach § 5 des Wahlgesetzes nicht 
wahlberechtigt ist, 

wer der NSDAP vor dem 1. Mai 1937 beigetreten ist, 

wer zu irgendeiner Zeit der Schutzstaftel (SS) an-
gehört hat, 

wer zu irgendeiner Zeit in der NSDAP, in der SA, 
der HJ, dem .BdM, dem NSStB, dem NSDoB, der NSF, 
dem NSKK, dem NSFK Amtsträger, Offizier oder 
Unteroffizier gewesen ist, 

gegen wen ein persönlicher oder allgemeiner Haft-
befehl vorliegt, 6s sei denr), daß er aus der Haft ent-
lassen ist. 

Ich versidhere an Bides gtatt, daß ich nicht zu derm oben 
bezeichneten Personenkreis gehöre. 

(Unterschriften) 

Nach der Wählerliste (Wahlkartei)  Laben • 	  
Wahlberechtigte  gewählt,  die erst nach 
dem 1. 9. 1939 in den Kreis zugezogen 

- 
sind. Auf Wahlscheinen fiaben gewählt 

Zusammen• 	  

Die eidesstattliche Versicherung wurde von 	  
Persónen abgegeben. 

Die Zahlen stimmen überein. 

Der Unterschied von_. ..... -...-...- erklärt sich dadurch, dan 

Der Unterschied von 	 konnte nicht aufgekliirt 
werden. 

(Nichtztitreffendes durchstreichen) 

Der Wahlvorsteher 	Die Beisitzer 	Der Schriftnntrar 

Anlage 4 zur Kreistagswahlordnurig 

Gemeinde 	 ..... _________ 

Abstimmungsbezirk  

Kreis 

(Ortsteil . 	  Nr. — —) 

Z)UL-zmGEN_LISTE 

„Am SchluS der Listen:) 
z erschrift des Wahlvorstandes 

Unterschrift des Schrif führers, bei der Gegenliste 
' des Mitgliedes des Wahlvorstandes, das die Gegen-

liste geführt hat 
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Anlige 5 zur Krëistagswahlordnunk 

Gemeinde 

Abstimmungsbezirk 	  

Kreis 

(Ortsteil  	

- 	

Nr. 	  

Gemeinde — 

WAFILMEDERSCIIRIFT 

Verhandelt   den 	 

Zu der auf heute anberaumten Wahl zum Kreistage des 

kreises 	 war 	-- 

In, dem .. 	 Abstirnmungsbezirk Nr. 	 der 

Gemeinde — 	 (in Gemeinden, die einen 
Abstimmungsbezirk bilden, ist vorstehende Zeile zu 

streichen) 	  
der Wahlvorstand erschienen. Er besteht aus 	 

Wahlvorsteher 

	  is Beisitzer • 

tisw. 

	

—.—. 	 als Schriftführer. 
. 	, 

Der Wahlvorsteher eröffnete dieWahlhandlung um 
indem er die Beisitzer durch Handschlag verpflichtete. 

An dem Tisch, an dem der Wahlvorstand Platz nahm, 

wurde ein Gefäß mit Deckel zum Hineinlegen der Stimm-
zettel (Wahlurne) gestellt. Der Wahlvorstand stellte fest, 
daß die Wahlurne den Vorschriften der Kreistagswahl-
ordnung entspricht, überzeugte sich, daß sie leer war, und 
schloß sie durch Auflegen des Deckels. Die Wahlurne 

wurde bis zum Schlusse der Abstimmung nicht wieder 
geüffnet. 

,Am Eingang des Wahlraumes war ein Tisch zur Ausgabe 
der amtlich hergestellten Stimmzett-el aufgestellt worden. 
Damit der Wahlberechtigte seinen Stimmzettel unbeob-
achtet kennzeichnen und verschließen konnte, war (Be- 

schreibung der Absonderungsvorrichtung) 	  

Die erschienenen Wahlberechtigten begaben sich nach 
Aushandigung des Stimmzetteln jeder einzeln — in den 

Nebenraum —' an den Nebentisch —I) wo sie den Wahl-
vorschlag, dem sie ihre Stimme geben wollten, unbeob-
achtet kennzeichnen und den Stimmzettel verschließen 
konnten. Jeder einzelne trat sodann an den Vorstands-
tisch heran, nannte seinen Namen und auf Erfordern seine 
Wohnung und übergab den Wahlzettel, sobald der  Schrift-

führer den Namen in der Wahlkartei — Wählerliste — 
aufgefunden  hatte, dem Wahlvorsteher, der ihn sofort 
uneröffnet in die Wahlurne legte. 

Inhaber von Wahlscheinen nannten ihren Namen und 
übergaben den Wahlschein dem Wahlvorstehpr, der ihn 
nach Prüfung dem Schriftführer weiterreichte und so-
dann den Wahlzettel uneröffnet in die Wahlurne legte. 

Hierbei mußten von dem Wahlvorsteher zurückgewiesen 
werden 

.1..weil der Wahlberechtigte den Stimmzettel nicht so 
zusammengelegt und zugeklebt hatte, daß  das  von 
ihn angebrachte Zeichen von außen nicht erkennbar 

war, 	  Stimmzettel , . 

well der Stimmzettel an der AuBenseite mit einem 

unzulässigen Kennzeichen versehen war, 	  
Stimmzettel, 

3, weil dem Stimmzettel ein von' außen deutlich fühl- 

barer Gegenstand beigefügt war, 	 _— 
Stimmzettel,  

4. well der Wahlberechtigte sich nicht in den Neben-

raum oder an den Nebentisch begeben hatte, 	 

Stimmzettel; 

Der Schriftführer vermerkte die Stimmabgabe jedes Wahl-
berechtigten, indem er — in der Wahlkartei auf der Karte 
des Wahlberechtigten in der dazu bestimmten Spalte  — 
neben dessen_ Namen in der dazu bestimmten Spalte der 
Wählerliste — 1) ein Kreuz  machte  und, die abgegebenen 
Wahlscheine sammelte 

Hierbei wUrde von den Wahlberechtigten, die vor dem 
1. 9. 39 noch nicht in dem Kreise .ansässig waren, oder 

, die auf Wahlschein gewählt haben, die eidesstattliche  Ver- 
 2)  abgegeben, 

Der Wahlberechtigte . 	, der einen Wahl- 

schehi, ausgestellt vom 	• am 	 vorivies, 

mate zurückgewiesen werden, weil 

Von 	Uhr an wurden nur noch die in diesem  •  Zeit- 

punkt schon im Wahlraum anwesenden Wahlberechtigten 
zur Stimmabgabe zugelassen. Alsdann. nämlich um 

—. Uhr   Minuten, erklärte der`Wahlvorsteher 

die Abstimmung für geschlossen. 

(Da um 	Uhr kein Wahlberechtigter mehr im Wahl- 

raum anwesend war, erklärte der  Wahlvorsteher  die Ab-
stimmung für geschlossen  1). 

Die  Stimmzettel wurden aus der Wahlurne genommen und 

ungeöffnet gezählt Die Zählung ergab  Stück. 

Darauf wurden die ineder Wählerliste — Wahlkartei —I) 
gekreuzten  Namengezählt,  die Zählung ergab 

	  wählende. 

Auf Wahlscheinen haben gewählt 	  wählende.  

Zusammen: 	 wählende. 

Diese Gesamtzahl der Wähler stimmte mit der  Zahl  der 
ibgegebenen Wahlzettel  überein.") 

röß 1  
Diese Gesamtzahl war um 	

g er ) 
	als die Zahl 
kleiner 

der  abgegebenen Wahlzettel. Zur  AufkIärting dieser Ver-
schiedenheit, welche sich auch bel. Wiederholter Zählung 

herausstellte, dient folgendes:  • 
	  1) 

Dn. Ermittlung des Abstimmungsergebnisses wurde als 

Hilfsarbeiter zugezogen: 	  

Hierauf öffnete ein Beisitzer die Wahlzettel und übergab 
sie dem Wahlvorsteher, der sie laut vorlas und einem 
anderen Beisitzer weiterreichte,  der sie nach Wahlvor-
schlägen gesondert. bis zum  Ende  der Wahlhandlung 
aufbewahrte. 

Nach dem Vorlesen wurde hinsichtlich jedes gültigen 
Stimmzettels festgestellt, für welchen Wahlvorschlag er 
abgegeben worden war. Jeder derartige Stimmzettel wurde 
dem Wahlvorschlage zugezählt, auf den er - lautete. Der 
mit der Führung der Zählliste betraute Beisitzer machte 
hieriilnr in der Zählliste bei dem betreffenden Wahlvor-
schlag einen Vermerk und .zählte die Stimmen laut. In 

gleicher Weise führte der Beisitzer 	 . _ 
eine . Gegenliste. 

Zählliste und Gegenliste wurden beim Schluff der Ver-
handlung von dem Wahlvorsteher und dem Listenführer 
unterschrieben und der Wahlniederschrift als Anlage 

Nr.  2) beigefügt 

as  Unzutreffende =st zu streichen 
2) Die Nummern der. Anlagen sind einzusetzen. 

. 21 Wird durchstrichen, Wenn der Fall nicht vörgekonarn 

sicherung auf der Anlage Nr. 

en ut  
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Durch Beschluß des Wahlvorstandes wurden fiir ungilltig 
erklärt: 

1. 	— 	 Stimmzettel, weil sie nicht so zusammen- 
gelegt und zugeklebt waren, daß sich der amtliehe 
Stempel auf einer AuBenfläche befand, Anlage 

—. 	Stimmzettel, well sie mit, einem unzeläs- 
sigen Kennzeichen versehen waren, Anlage Nr 	2) 

• 

3. 	 Stimmzettel. weil sie nicht als amtlich her- 
gestellt erkennbar waren, Anlage Nr. , 	2) 

4. 	 Stimmzettel, well aus ihrer Kennzeichnung 
der Wille des •Wählers nicht unzweifelhaft zu erken- 
nen war, Anlage Nr. 	2) 	- 

6. 	 Stimmzettel, weil ihnen ein von attBen 
deutlich fahlbarer Gegenstand beigefügt war, An-
lage Nr. 	__ 2) 

6. 	 Stimmzettel, well sie mit einem unzuläs- 
sigen Vermerk oder mtt einem Vorbehalt versehen 
waren, Anlage Nr.  	.  

Diese Gesamtsumme der abgegebenen Stimmen war um 
kleiner 

1) als die Zahl der verschlossen gezählten grtißer 
Stimmzettel. Zur Aufklärung dieser Verschiedenheit, die 
sich auch bel wiederholter Zählung herausstellte, dient 
folgendes: ...... ... 

Nachdem der Wahlvorsteher dieses Ergebnis verkündet 
hatte, wurden aLle Stimmzettel, die nicht dieser Wahlnie-
derscluift beigefügt sind, versiegelt und dem Bürger-
meister zur Verwahrung zugeleitet. 

Es wird festgestellt, deß in der Wehlerliste (Wahlkartel 9 
des Abstimmungsbezirks insgesamt 	 Wahl- 
berechtigte eingetragen sind, und daß ........... ...... 	Wahl- 
scheine abgegeben wurden Die Wählerliste (Wahlkartei 9 
sawie die Wahischeine wurden dem BUrgermeister zur 
Aufbewahrung unter VerschluB übergeben. 

Gegenwärtige Verhandlung wurde vorgelesen, von dem 
Wahlvorsteher, den Beisitzern und dem schriftführenden 
Beisitzer genehmigt und veie folgt vollzogen: • 
Der Wahlvorsteher Die Beisitzer Der schriftf. Belititzer 

J 

Ferner mußten aufler Berücksichtigung gelassen werden: 
7.  ' ° Stimmen, weil in dem äußeren Stimmzettel 

ein oder mehrere weitere Etimmzettel enthalten waren 
und die verschiedenen Stimmzettel auf -verschiedene 

e) 	• 'Wahlvorschliige lauteten, Aniage Nr. 	 
Gesamtsumme von Nr. 1-7 «tir ungültig erklärte Stimm-
zettel und außer .Beracksichtigung gelassene Stim-
men):  - 

Mehrere gleichlautende Stimmzettel befanden sich in t 
einem außeren Stimmzettel in  	und warden 
als je 1 Stimme gezählt 3), • 

Dagegen wurden die nachbezeichneten Stimmzettel, hin-
sichtlich derer sich die nachstehenden Bedenken ergeben 
haben, aus folgenden Gründen durch Beschluß des Wahl-
vorstandes für gültig erklärt: 

1. Stimmzettel 	...... . 2) Bedenken 	 Gründe 
der Gilltigkeitserkliirung: - 	 

2. Wie vor usw. 	• 	 • 
Die sämtlichen vorbezeichneten Stimmzettel, hinsichtlich 
derer es einer Beschlußfassung des Wahlvorstandes be-
durft hatte, Wurden mit fortlatffenden, den vorstehend an-
gegebenen entsprechenden Nummern versehen und der 
Wahlniederschrift beigefügt. 
Von den gültigen Stimmen wurden abgegeben für 

Ltd 	Bezeichnung des wainvorschlags 	Zahl der 
Nr. mit Angabe der Partei oder des Kennworts Stimmen 

1 	 3 

, 3 

Gesamtsumme der gültigen Stimmen 	. 	- 
Gesamtsumme der für ungültig erklärten 
Stimmzettel und der außer Berticksich- 
tigung ,gelassenen Stimmen 

IMIMISESIMIll 

Gesamtsumme der abgegebenen Stimmen 	 

Diese .  Gesamtsumme der abgegebenen Stimmen stimmte 
mit der Zahl der verschlossen gezählten Stimmzettel über-
ein. 1) 

1) pas Unzutreffende ist zu ztreichen. 
2) Die Nummern der Anlagen sind einzusetzen. 
3) Wird durchstriehen, Wean der Fall nicht vorgekommen ist. 

Gesetz 
zur Xnderung und Ergänzung des 

Gemeindewahlgesetzes 
15. 12. 1945 (GaVBL. S. '1) 
vom IVIarz 1946. 

g 
(1) Die Gemeindevertretungen in den kreisangehbrigen 

Städten mit über '201300 Einwohnern sind neu zu wählen.' 
(2) Als Wahltag wird -der 28. April 1946 bestimmt. 
(3) Am .gleicleen Tage haben auele alle eliejenigen Ge-

meinden ihre Vertretungen zu wählen, in denen am 20. 
und '27. Januar 1946 die Wahl nicht oder nicht ordnungs-
geM4B durchgeführt worden ist., Der Minister des In-
nem ist mit Zustimmung des Ministerpitisidenten er-
mächtigt, diese GeMeinden zu beetirnmen, auch wenn 
kein Minspruch eingelegt oder keine Klage IBeschwerde) 
erhoben worden ist. 

(4) Die Dauer der Wahlzeit beträgt zwei Jahre. 

§ 2. 
Die Gemeindewahlen linden auf Grund des allgemei-

nen, gleichen, unmittelbaren und geheimen Verheltnis-
wahlrechts statt. 

g 3. 
Die Wahlen erfolgen unter Anwendung der §§ 3-17 

des Gemeindewahlgesetzes vom 15. Dezernber 1945 
(GuVBI. S. 7 folgende) und der vom Minieter des Innern 
zu erlassenden Gemeindewahlordnung mit folgenden 
Maßgaben: 

1. § 3 Absatz 1 des Genieindewahlgesetzes vom 15.12. 
1945 erhält folgende Fassung: 

„Wahlberechtigt sind alle fiber 21 Jahre alten, 
wählbar alle über 25 Jahre alten Manner und 
Frauen deutscher Staatsangehörigkeit, die seit un-
unterbrochen sechs Monaten im Gemeindegebiet an-
wesend sind oder die früher dOrt .wohnhaft waren 
und nach ihrer Evakuierung oder - ans der Kriegs-
gefangenschaft dorthin zurückgekehrt sind. Aus 
der Kriegsgefangenschaft entlassene Männer und 
Frauen, die sich an den Evakuierungsort ihrer Fa-
milie (Ehegatten, Kinder, Eltern) begeben haben, 

WO. Sedl. 
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Gesetz- und Verordnungsblatt  tur  Groff-Hessen 

, 	- 
• sind dort Wahlberechtigt, Wenn diese Familien-

angehörigen seit ununterbrochen sechs Monaten im 
Gemeindegebiet wohnhaft sind. Als deutsche 
Staatsangehörige, gelten für die Wahl Personen, 
die zu irgendeinem Zeitpunkt vor dem 1. September 

:, 1939 die Reichsangehörigkeit besessen und sett-
her keine andere Staatsangehörigkeit ervAirben 
haben, such wenn sie die Reichsangehörigkeit 
etwa aut Grund von nationalsozialistischen Ge- 

-. setzen verloren haben rsollten. Für die Alters-
voratissetzung ist der 28. Aril 1946 maßgebend, für,  
die Anwesenheitsvoraussetzung der_ 1. März 1946.. 
Voraussetzung  der Ausilbung des Wahlrechts ist 
die Eintragung in: die -Wählerliste (§ 4 Absatz 1) 

' oder der Besitz eines' Wahlscheines 4 Abs. 2). 
g,3 Absatz 2 des • Gerneindewahlgesetzes vom 15.12. 

1945 erhält noch folgende  zeiden  Absätze: 
, 	g) Wem  auf Grund des Gesetzes zur Befreiung vorn 

• Nationalsozialismus und Militarismus  von i 5. März 
1946 durch die Spruchkammer Wahlberechtigung 
und Wählbarkeit abgesprochen ist. 

- h) Wer nach' Teil A (Klasse. I und II) der Kontroli-
ratsliste, die dem Gesetz zur Befreiung vorn Na-
tionaliozialismus und Militarismus vorn 5. Marz 
1946 als Anlage beigefügt ist, als Hauptschuldiger 
oder Belasteter gilt, es sei denn, "daß er von einem 

, Prüfungsausschuß nach Gesetz Nr. '8 'der Militar-
. regierung bereits als beschäftigungswürdig erklärt 
. Worden ist oder von der Militärregierung die Ge-
nehmigung für die Ausübung eines .öffentlichen 
Amtes oder eines freien Berufes erhalten hat. Dies 
gilt  auch für Absatz 2, Ziffer b) bis d). -  

3. § 4 Absatz i Satz 2 des Gemeindewahlgesetzes vom 
15. Dezember 1945 erhält folgende Fiissung: 

„Eine - Abschrift 'der  Wählerliste ist vom 24. karz.  
, 1946 bis zum 3L März 1946 öffentlich auszulegen." 

4. Der in § 4 Absatz 1 Satz 4 genannte Termin wird 
auf den 31. Marz 1946 verlegt. 	. 

5. § '7 Absatz 2 Satz 1 des Gemeindewahlgesetzes vom 
' 15. Dezember -1945 erhält folgende Fassung: 

„Sind 3 oder mehr Wahlvorschläge eingereicht, -so 
werden den 3., 4. usw. Wahltiorschlägen  Sitze nur 
dann zugeteilt, wenn auf sie nicht wenigen. als 
15 v. IL der anogebenen Stimmen entfallen. 

, 6. § 9 letzter  Satz  entfällt. 
7.; Es wird noch folgender' § 9a hinzugefügt: ' 

. „Wenn in einer Gemeinde auf Grund der Richt-
linien vorn .6. Oktober 1945 zum Militärgesetz Nr. 8 
oder aus ,sonstigen Gründen die erforderliche An-
zahl von Gemeindevertretern nicht vorhanden ist 
oder die: vorhandene Zahl nicht ausreicht, können 
die .bereits endgültig gewählten Gemeindevertreter 
im Wege der Zuwahl die notwendige Anzahl von 
Gemeindevertretern'hinzuWählen mit der Maßgabe, 
daß die neu zu wählenden Gemeindevettreter der-
selben Partei oder Wählergruppe wie die fehlenden. 
angehören". , 

8. § 10 Absatz 1 des Gemeindewahlgesetzes vom 15. De-
zember 1945 erhält folgende Fassung: 

_ „Mit dem Ablauf des 30. Juni 1946 endet das Amt 
der Bürgermeister (Oberbürgermeister) und Bei-
geordneten in den kreisangehörigen Städten mit 
über 20 000 Einwohnern, Die Neuwahl erfolgt durch 

-die gewählten Gemeindevertreter. Die Neuwahlen 
haben zWischen den 11. Juni. 1946 und dem 24. -Auli 
1946 stattzufinden". 

§ 4. 
• 

Die Vorschriften dieses Gesetzes 'treten entsprechend 
Artikel '7 Absatz 2 d'es Staatsgrundgesetzes vom 22. No-
vernber 1945 (GUVB1...S. 23) in Kraft. 

Wiesbaden, den '7. Marz 1946 

-Groß-Hessis ches Staatsministerium 	' 
Der Minisierpräsident ' 	Der Minister des Innern 

gez. Dr.  Geiler  	 gez, Venedey.  

Verordnung 
-- fiber die Abänderung und Ergänzung der 

Gemeindewahlordnung vom 17. Dezember 
1945 für die Wahlen zu den Gerneindever-- 

. 	tretungen 
vom '7. Marz 1949 

Für die Gemeindewahl vom 28. April 1946 gelten die 
Bestimmungen der Gemeindewahlordnung vom 17. 12. 45 
(GuVBI. S 9 fólgende). mit folgenden Ärderungen bzw. _ 
Ergänzungen: 

§ 13 der Gemeindewahlordnung  vom 17. 12. 1945 et-
halt folgende Fassung: 

„Der Bürgermeister hat eine Liste der nách § 3 Ab- 
_ satz 1-4 des Gesetzes zur  Änderung und Ergänzung 

des Gemeindewahlgesetzes vorn- 7. 'März 1946 Wahl-
berechtigten (Wählerliste) far 'des» Gerneindegebiet 
nach &in Stande vom 1. März 1946 alsbald nach  die-
sem Táge aufzustellen". • 

'2. § 15 Absatz 1, Sitz 1. der Gemeindewahlordnung vorn 
17. 12..45 erhält folgende Fassung: 	' 

-„In die Wahlerlisten .sixid .  alle Wahlberechtigten eiri-
zaragen die am l. Marz 1946 im Gemeindegebiet seit 

.ununterbrOchen sechs Monaten anwesend sind oder 
. 

 dier  früher dort wohnhaft waren und nach ihrer 
Evakuierung oder Aus der Kriegsgefangenschaft dort-
hin zurückgekehrt sirict In die  Wählerlisten sind auch 
AUfzunehmen aus der Kriegsgefangenschaft entlassene 
Männer und Frauen, die sich an den Evak(tierungsort 
ihrer Familie (Ehegatten, Kinder, Eltern) begeben ha-.. 
ben, Wenn diese Familienangehörigen -  seit Anunter-
brochen sechs Monaten im Gemeindegebiet wohnhaft 

.3. Die in §- 24 Absatz I der Gemeindewahlordnung  vom - 
17. 12. 1945 genannte Frist • wird auf den 24. März 1946 
bis zwit 31. Marz 1946 abgeändert. 

1. Der in § 25 Absatz 2 der Gemeindewahlordnung vom 
17. 12, 1945 genannte Termin vom 30: Dezember 1945 wird 
auf den M. April 1946 verlegt. 

• 5. In § 25 Absatz 2 , der Gemeindewahlordnung yord - 
17. 12. 1946 entfällt der letzte' Satz. 

6. Der in § 32 .Absatz , 2 Sáti 1 der Gemeincrewahlord-
-nung vom 17. 12. 1946 genafinte Termin wird aur den 
12. April 1946 verlegt. 

7. Statt der in § 32 Absatz 3 d.er Gemeindewahlordnung 
vom 17. 12. 1945 . .genannten. Wahltage  gilt jetzt der in 
§ 1 'des Gesetzes zur  Änderung und Ergänzung 'des -TI-e-
meindewahlgesetzes vom 15. Dezember 1945 (GuVB1.• S 7) 
vom '7. März 1946 genannte Wahltag vom 28. April 1946. 

8. Der in § 33 Absatz 1 der  Gemeindewahlordnung vom 
17.  12. \1945 genannte Termin 'wird auf den 10. April 1946 
verlegt. 

9. Der in 33  Absatz Tetzter Satz der `Genteindewahl-
ordnung vorn 17. ,-12. 1945 genannte Tetinin' Wird auf den 
1. April 1946 verlegt. 

10. Der in § 40 Absatz 1 • der -  Gemeindewahlordnung 
Vorn D. 12 1945 genannte Terinin wird auf-den 10. April 
1946 verlegt. . 

11. Der in § 43 Absatz 1 - Satz 3 der G' -pmeindewahlord-
nung Vom 17. 12.. 1945 genannte Termin ,wird auf den 
18. April 1946 verlegt. 

12; Der , in § 46 der Gemeindewahlordnung vorn 17. 12. 
mi 1945  genannte te Termin wird auf den 18.. April 1946 ver-

legt. 
13. § 53 der Gemeindewahlordnung trout 17. 12. 1945 er-

hält folgenden neuen Absatz 3: 	• 
(3) „Die Stimmzettel können; soweit sie in Kartenbrief-
form nicht zu beschaffen sind, mich in einfacher, Form 
als Zettel, hergestellt Weiden. In diesem- Falle sind 
ferner Umsehläge zu  beschaffen,  -in die' 'die Stimm- 
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zettel sich 1- oder 2mal gefaltet, leicht einlegen las-
'sen. ,Die Urrischläge seden 12:15 cm groB aus un-
durchsichtigem Papier und amtlich abgestempelt sein. 
Sie dürfen. nicht mit unzulässigeh Kennzeiche n .  ver-
sehen sein: Sie müssen wenigstens in jeden Abstim-
mungsbezirk von gleicher Art und Farne sein". 

14. § 54 der Gemeindewahlordnung votn 17. 12. 1945 er-
halt folgende Fassung: 

„Die in Kartenbriefform hergestellten Stimmzettel 
sollen möglichst in Din-Format sein. Sie müssen  auf 
der nach dem Zukleben sichtbaren Außenfläche oint-
lich  abgestempelt sein". 

15. § 55 der Gemeindewahlorelnung vom 17. 12. 1945 er-
hält folgende Fassung: 

(3) „Die amtlich hergestellten Stimmzettel _werden an 
die Wahlberechtigten in . dem Wahlraum ausgegeben. 
Soweit die  Stimmzettel nicht  iii Kartenbriefforrn herge-
stellt siad, wird je 'elli .Stimtnzetel zugleich mit  einen 
Umschlag an die Wahlberechtigten in dem Wah'rauref 
abgegeben. Andere Stimmzettel ader _Umschläge  dür-
fen  im Wahlraum weder ausgelegt no ch verteilt 
werden, . 

16. §. 56 der G.emeindewahlordnUng vom 17. 12, 1945 er-
hält folgenden Absatz 3: - 

„Die Stimmzettel, soweit sie nicht in Kartenbrief-
form; sind, dürfen nur in den aittlich geliefêrten, im 
Wahlraum ausgegebenen Umschlägen von den Wahl-
berechtigten dem Wahlvorsteher übergeben werden". 

17. An die Stelle des Satzes 4 in § .58 Absatz 3 der *Ge-
meindewahlordnung vom 17. 12. 1945 treten foigende bel-
den Sätze: 

„Der Wahlberechtigte legt, snweit eŚ  nicht ein 
Stimmzettel in Kartenbriefform ist, den Stimmzettel 
in den  Umschlag. Darauf tritt er an den Vorstands-
tisch, nennt seinen Namen und auf Auffordern seine 
Wohnung und übergibt, sonald sein Name in der 
Liste aufgefunden ist, den zusammengelegten und zu-
sammengeklebten Stimmzettel in Kartenbriefform 
oder, wo ein solcher nicht/Verwendung findet, den 
Umschlag" mit inliegendem Stimmzettel dem Wahl- 

_ vorsteher, der ihn sofort ungeöffnet in die Wahl-
urne legt". 

18. Absatz 6 des § 58 der Gerneindewaldordnung yam.. 
1'T. 12. 1945 erhält folgende Fassung: 

„Stimmzettel, die nicht  so zusammengelegt und zu-
geklebt sind, daß das von dem Wähler  angebrachte 
Zeichen von außen nicht erkennbar ist oder die auf 
der AuBeriseite unzulässige Kennzeichen tragen oder 
denen ein deutlich fühlbarer Gegenstand beigefügt ist, 
hat der Wahlvorsteher zurückzuweisen. Der Wahl-
vorsteher hat auch. ,soweit nicht Stimmzettel  in 
Kartenbriefform Verwetidung finden, Stinimzettel zu-
rückzuweisen, die nicht in einem amtlich abge-
stempelten Umschlag oder in einem mit einem unzu-
lässigen Kenrizeiehen versehenen Umschlag abgegeben 
werden oder 'denen i ein durch den Umschlag  deutlich 
fühlbarer Gegenstand beigefügt ist. Der Wahlvor-
steher hat auch Stimmzettel von Wahlberechtigten 
zurückzuweisen, die sich nicht, in _den Nebenraum 
oder an .cleri Nebentisch begeben haben". 

19. § 63 der Gerneindewahlerclnung vem 17. 12. 1945 er-
hält felgende Fassting: 

„Unmittelbar" nach der Zählung der ungeöffneten 
Stimmzettel in Kaitenbriefform oder, soweit die Ab- 

- stimmung  nicht durch die Stimmzettel in Karten-
briefform erfolgt ist, unmittelbar  nach der Zählung 
der Umschläge und der • Abstimmungsvermerke ist 
'die Ermittlung und 11Prüfung  des Abstimmungsergeb-
nisses in der Weise vorzunehmen, daß ein Beisitzer 
die Stimmzettel in Kartenbriefforrn oder, soweit die 
'Abstimmung mit .  Stimmzetteln nicht in  Kartenbrief-
form durchgeführt ist, die Umschläge öffnet und die. _ 
Stimmzettel herausnimmt, sie entfaltet und sie cleni 

Wahlvorsteher übergibt, der sie laut vorliest und 
einem andeten Beisitzer zur Aufbewahrung bis zum 
Ende der Wahlhandlung übergibt". 

20. § 64 der Gemeindewahlordnung vom 17. 12. 1945 er-
hält folgende Absätze 3 und 4: 

Absatz 3: 
„Sowed. die Wahl nicht durch Stimmzettel in Karten-
briefform erfolgt ist, sondern durch Stimmzettel mit 
Umschlag gilt folgendes: 
ungültig sind `Stunmzettel: 

a) die nicht in einem amtlich abgestempelten  Um-
Schlag übergeben worden sind; 

b) die in einem mit einem. unzulässigen Kennzeichen 
sersehenen Ums_chlag übergeben worden sind; 

c) die nicht als amtlich hergestellt erkennbar sind; 
d) ans 'deren Kennzeichnung der Wille des Wählers 

nicht  unzweifelhaft zu erkennen ist. 
e) denen irgendein durch den Umschlag deutlich 

fühlbarer Gegenstand beigefügt ist. 
f) die-  nit einem unzulässigen Vermerk odet mit 

einem Vorbehalt versehen sind". 
Absatz 4: 	_  

„Mehrere in einem Umschlag enthaltene Stiinmzettel 
gelten als eine Stimme,._ sefem sib huf denselben 
Wahlvorschlag lauten, andernfalls sind sie ungültig". 

21. § 67 der Gemeindewahlordnung vom 17. 12. 1945,er-
hält folgenden neuen Absatz 2: 
(2) „Wenn ein night in Kartenbriefform abgegebener 
Stimmzettel wegen der Beschaffenheit des Umschla- 
ges für ungültig erklärt worden ist, ist auch der 

' Umschlag anzuschließen". 

Wiesbaden, -am 12 März 1946 

Groß-Hessisches Staatsministerium 

Der Minister des Innern 
gez. V enede y. 

..1.1■■■•••• 

	

, 	Gesetz 
über die . Wiedereinführung der Kataster-

- fortschreibungsgelziihren 
vom  10.  Januar 1946 

§1.  
Für die katasteraittliehe Fortschreibung derjenigen 

Liegenschaften und Gebäude, in deren Eigentumsverhält-
nis ein Wechsel eintritt, haben die Erwerber eine 'Fort-
schreibungsgebührzur Staatskasse zu entrichten. Die Ge-
bührensätze werden in der Höhe festgesetzt, daB sie die 
Kosten  dei Fortschreibung decken. 

§2. 
Eine Fortschreibungsgebühr wird nicht erhoben: - 
1. wenn _ier Eigentümer im Grundbnich gebührenfrei 

eingetragen wird; 
2. wenn die Fortschreibung aus Anlaß der Veräußerung 

der nicht im Grundbuch eingetragenen Liegenschaften 
und  Gebäude stattfindet. 

§3. 
Die entgegenstehenden Bestimmungen des RdErl. d. 

RMdJ. v. 6. 12. 1942 - I Verm. 8482 II/43-6856 (RMBliV. 
1943 S. 1912) und des RdErl. d. PrFM. v. 3. 3. 1944 - KV 
2.418/43 (PrFMB1. 1944 S. 83) werden aufgehoben. 

OE 
 

§4. 
Mit der Ausführung des Gesetzes ist der Minister der 

Finanzen  beauftragt. 

Wiesbaden, den 10. Januar 1946 OE. 
o 

Groß-Hessisches Staatsministerium 

	

Der Ministerpräsident 	'1" 	Der Minister der Finanzen 

	

gez. Dr. Geil er 	 gez. Dr.  Mattes 
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2. Ausfertigung 
Fortschreibungsgebührenordnung 

der Katasterverwaltung 
vom  O. (alwar 1946. 

Auf Grund des § 4 des Gesetzes über die Wiederein-
führung der Katasterfortschreibungsgebiihren vom 10. 
Januar 1946 wird nachStehende Gebührenordnung erlas-
sen: 

1. Die Gebühr beträgt iho der für die Eintragung eines 
Eigentümers und -Miteigentilmers gem. § 54 der Verord-
nung über die Kosten in Angelegenheiten der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit und der Zwangsvollstreckung in das un-
bewegliche Vermögen (Kostenordnung) vom 25. 11. 1935 
(RGBI. I S. 1371) zu erhebenden Gebühr nach anliegender 
Gebührenstaffel. 

2. Als Wert gilt der Zur Berechnung  der Gebühr für die 
EintragUng des Eigentümers' in das Grundbuch maß-
gebende Wert. 

3. pie Gebühr wird nach näherer Anordnung des Mi-
nisters dei4  Justiz zugleich mit den Kosten der Eintragung 
des Eigentümers im Grundbuch berechnet. 

4, Bei Beschwerden gegen die Festsetzung der Fort-
schreibungsgebühr linden die Bestimmungen der Kosten-
ordnung sinngemäß Anwendung. 

Wiesbaden, den 10. Jannar 1946. 
. 	- 

Groß-Hessisches Staatsministerium 

Der Minister der Finanzen 
gez. Dr. Matt es 

Gebtihrenstaffel 
zur Fortschreibungsgebührenordnung 

verwaltung. 

	

Wert bis 	Voile 	Kátaster 	Wert bis 

	

einschl. 	Gebühr Fortschr. 	einschl. 
Geb. ( „/ o) 

	

Rita 	BM 	RM 	 BM 

der Kataster- 

voile 	Kataster 
Gebühr Fortschr. 

Geb. (1/9) 
RM 	BM 

50 2 0,20 12 000 36 3,60 
100 3 0,30 14 000 40 4,00 .  
200 4 0.40 16 000 44 4,40 
300 5 0,50 18 000 48 4,80_ 
500 6  0,60:  20 000 52 5,20 

1000 8 0,80 22 000 56 5,60 
• 1500 10 1,00 24 000 60 6,00 
2000 12 1,20 26 000 64 6.40 	' 
2500 14 1,40 20 000 ą8 6,80 
3000 16 1,60 30 000 72 7,20 
3500 - 	18 1,20 3500Q 80 8,00 
4000 20 2,00 40 000 88 8,80 
5000 22 2,20 50 000 ' 190 
6000 24 2,40 60 000 112 11,20 
7000 26 2,60 70 000 124 12,40 
NO 28 2,80 :BO 000 136 13,60 
9000 30- 3,00 _90 000 - 	148 1480 

10 000 32 3,20 100 000 160 16.00 
Die weiteren Wertklassen steigen um je 10000 nm und die 

Gebühr um je 1,20 RM. 

2. Anordnung 
zur Beschränkung des elektrischen Ver- 
brauchs elektrischer Energie in den Haus- 

haltungen 
vom 1. Februar 1946. 

Der § 1 meiner Anordnung ittr Beschränkung des Ver-
, brauchs elektrischer Energie in den Haushalten vom 

21. 12, 1945 erhält folgende Fassung: , t  
Die zulässige  Stromentnahme zur Beleuchtung von 

Wohngebäuden und zum Betrieb von Haushaltgeräten, 
deren Verwendung nicht verboten ist (Rundfunk-
empfänger Bügeleisen, Heizkissen), richte t .  sich nach 
der Zahl der 'versorgten Haualte und der polizeilich 
gemeldeten Haushaltsmitglieder. Grundlage der Be- 

rechnung ist ein durchschnittlicher Tagessati von 
500 Wattstunden für jeden Haushalt zuzüglich je 
60 Wattstunden für jedes einzelne Haushaltsmitglied. 

Der § 3 Absatz 2 der Anordnung erhält folgende Fas- 
sung: 

Sei der Festsetzu;ng der gemäß § 1 zulässigen Strom-
entnahme wird fdie  Zahl der Haushaltsmitglieder auf 
eine durch 5 teijbare Zahl aufgerundet. 

Im letzten Satz des (
§ 3 werden die Worte „eine über 

einen Zähler versorgte Verbrauchergruppe von" ge-
strichen. • 

Diese Anordnung tritt mit sofortiger Wirkung in Kraft. 

Wiesbaden, den  I.  Februar 1946 

Groß-Hessisches Staatsministerium 

Der Minister  für»  Wirtschaft und Verkehr 
-gez,. Mueller 

Gesetz 
betr. Anderung der Verordnung über die 
Erhebung der- Gewerbesteuer in verein-

fachter Form - . 
vom 18. Dezember 1945. 

§ i• 
In der Verordnung über die Erhebung der Gewerbe-

steuer in vereinfachter Form (GewStVV)-Vom 31. März 
1943 (RGB1. I S. 237) wird § 7, durch folgende Vorschrift 
ersetzt: 

„Die Finanzämter überweisen die aufkommende GewSt. 
(§ 1,, Absatz 1) den hebeberechtigten Gemeinden unter 
Beachtung der §§ 28.35 GewStG. Ein Verwaltungskosten-
abzug findet nicht statt." 

§2.  
Die Wohngemeinden haben ihre Ansprüche auf Aus-

gleichszuschüsse gemäß § 1211 des Einführungsgesetzes 
zu den Realsteuergesetzen -  (EinRealStG) vom  1. Dezember  
1936 (RGB1. I S. 961) für die Zeit vom 1. Januar bis .31. 
März 1946 sowie für das folgende Rechninigsjahr bis zum 
I.  März 1946 anzumelden. 

Die Betriebsgemeinde hat  sich gemäß § 18 bis spä-
testens 1. April 1946 über die Anerkennung des An-
spruchs zu erklären. 

§3.  
Des Gesetz tritt am 1. Januar 1946 in Kraft. 

Wiesbaden, den 18. Dezember' 1945 

Grofl-Hessisches StaatsministeriMia 

	

Der Ministerpräsident: 
	

Der Minister der 'Finanzen: 

	

gez.: Pr.  Geiler 	 gez.: Dr. Mattes 

Ve'rórdnung 
zir  Regelung des Straßenverkehrs und der 

Ausgangsbeschränkung 
-vom 28. Februar 1946. 

4 1. 
Die Landräte Und in kreisfreien Städten dip Ober-

bürgermeister sind ermächtigt und verpflichtet, Bestim-
mungen  über den Straßenverkehr und die Ausgangs-
beschränkungen zu erlassen. Abweichungen von&er 
Straßenverkehrsordnung vom 13. 11. 1937 (ROBI I  S. ¡JW) 
sind zulässig. Insoweit fi ndet § 49 der .  Straßenverke'hrs-
ordnung keine Anwendung. 
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§2. 
Befreiungen, welche von einer zuständigen Behörde 

bewilligt sind, gelten auch gegenüber den gemäll § 1 
erlassenen Bestimmungen. _ 

§ 3. 
Wer, ohne dall er die schriftliche Erlaubnis einer zu-

ständigen Behörde vorweisen kann, während der Aus-
gangsbeschränkung außerhalb eines Hauses oder des un-
mittelbar angrenzenden eingefriedeten Grundstückes sich 
aufhält, wird mit Geldstrafe bis zu RM 500,— oder mit 
Haft oder mit'Ioeiden bestraft. 

In besonders schweren Fällen kann auf ,Geldstrafe in 
unbeschränkter Höhe oder auf Gefängnis bis  zu 5 Jahren 
oder auf beide Strafen erkannt werden.:-- 

Wer vorsätzlich oder 'fahrlässig den Bestimmungen über 
den Straßenverkehr, soweit sie auf Grund dieser Anord-
nung erlassen sind, zuwiderhandelt, wird filit Geldstrafe 
bis zu RM 500.L-- oder mit Haft oder mit beiden bestraft. 

In besonders schweren Fallen kann auf Geldstrafe in 
unheschränkter Höhe oder auf Gefängnis bis zu 5  Jab-
ren  oder auf beide Strafen erkannt werden. 

§ 5. 
Die Verordnung tritt mit ihrer Verkündung in Kraft. 

Wiesbaden, den 28. Februar 1946 - 

Groß-Hessisches Staatsministerium 

Der Ministerpräsident 	_Der Minister der Justiz 
gez. Dr. Geiler 	 gez.: Zinn 

Verordnung 
fiber Sperrgebiete 

, vom IL Februar 1946. 

,§ 1. 
Wer unbefugt in Gehiet, insbesondere ein Gebäude be-

tritt, das von einer zuständigen Behörde als gesperrt 
bekanntgegeben oder kenntlich gemacht ist, wird mit 
Haft bis zu einem Monat bestraft. An Stelle der Haft-
strafe oder neben ihr kann auf Geldstrafe bis zu 
RM L000,—, (eintausend Reichsmark) erkannt werden. 

§2. 
Auf das Verfahren findet die Verordnung über das 

Sofort-Verfahren Anwendung. 

§ 
Ausführungsbestimmungen erläßt der Minister des In-

nern im Benehmen mit dem  Minister der Justiz. 

§4. 
Die Verordnung tritt mit ihrer Verkündung in Kraft. 

Gleichzeitig werden entsprechende  Verordnungen ört-
licher Poliaeibehörden unwirksam. 

Wiesbaden, den Ii. Februar 1946 

Groß-Hessisches Staatsministerium 

Verordnung 
fiber Ein- und Ausfuhrhandel 

vom 31. Januar 1946. 

*1. 
Die Einfuhr von Waren- elier Art von außerdeutschen 

Ländern hi das Gebiet des Landes Groß-Hessen und die 
Ausfuhr aus dem Lande Groß-Hessen nach außerdeutschen 
Ländern unterliegt unbeschadet der bestehenden gesetz-
lichen Vorschriften der ausschließlichen Regelung durch 
das Groß-Hessische Staatsministerium. 

§2. 
Der Minister  für Wirtschaft  und Verkehr wird ermäch-

tigt, die erforderlichen Durchführungsbestimmungen zu 
erlassen. 

§3. 
Diese Verordnung tritt mit ihrer Verkündung in Kraft. 
Wiesbaden, den 31. Januar 1946. 

Groll-Hessisches Staatsministeriurn 

Der Ministerpräsident 	 Der Minister 
für Wirtschaft und Verkehr 

gez:Dr.Geiler 	 gez. Mueller 

Verordnung 
über die Zuständigkeit der Bergbehörden 

vom 10. Januar 1946 

Durch den staatsrechtlichen Umbau des Deutschen 
Reiches ist eine Neuordnung der ,Aufgabenverteilung bet 
den Bergbehörden erforderlich geworden. Es wird daher 
verordnet: 

§ 1.  
Die Aufgaben der Oberbergämter werden einhbltlich für 

das gesamte Gebiet des Staates Groß-Hessen von dem 
Minister für Wirtschaft und Verkehr wahrgenommen. 

Die von ihm als Bergbehörde getroffenen Entscheidun-
gen sind endgültig. 

§ 2.  
Die Bezirke der aufgestellten Bergämter werden  wie 

folgt festgelegt: 
Das Bergamt Darmstadt umfaßt den Regierangs-

bezirk Darmstadt und Kreis Hanau-Stadt, Kreis 
Hanau-Land, Kreis Gelnhausen, Kreis Schnichtern des a  
Regierungsbezirks  „lesbaden. 

Das Bergamt Dillen burg umfallt Dillkreis und 
Kreis Biedenkopf des Regierungsbezirks Wiesbaden, 

Das Bergamt Weilburg umfaßt Kreis Wetzlar, Ober-
lahnkreis, Kreis Limburg, Kreis Usingen, Obertaunus-
kreis, Untertaunuskreis, Maintaunuskreis, Rheingau-
kreis, Stadtkreis Wiesbaden und Stadtkreis  Groll-
Frankfurt des Regierungsbezirks Wiesbaden. 

Das  Bergamt  Kassel umfallt den Regierungsbezirk 
Kassel, 

§ 3.  
Alle vom Reich, den Ländern oder den zuständigen Be-

hörden erlassenen bergrechtlichen Bestimmungen, die im 
Gebiet des Staates Groß-Hessen in Kraft sind, finden 
weiter Anwendung, 'soweit sich nicht aus den Gesetzen 
und Anordnungen der Militärregierung oder aus dieser 
Verordaung  in  anderes ergibt. 

§4. 
Dise  Verordnung tritt mit ihrer Verkündung In Kraft. 

Wiesbaden, den 10. Januar 1946. 

Groß-Hessisches Staatsministerium 

§4. 
Ausführungsbestimmungen erlassen der Minister der 

Justiz und der Minister des Innern gemeinsam. 
Sie können auch einen Zeitpunkt festsetzen, zu dem 7 

diese Verordnung teilweise oder ganz außer Kraft tritt. 

Der Ministerprásident - 
gez. Dr. G eil er 

Der Minister der Justiz • 
gez.: Zinn 	- 

ber Ministerpräsident 

-gez. Dr.G  elier  

Der Minister 
für Wirtschaft und Verkehr 

gez. Mueller 
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Verordnung. 
zur Wiederherstellung des normalen 

Strafvollzugs 
vein 1.  Januar 1916. 

• ' § 1. 
Die Verordnung über  die. Vollstreckung von Freiheltse_ 

strafen wegen eh:1er während des Krieges begangenen 
Tat vorn 11. JunI 1940 (RGBI. I S..1377) wird aufgehoben. 

§ 2. , 
• Auf .die von einem Verurteilten zu verbüßende Strat-

zeit ist daher jede Art der bereits erlittenen Freiheits-
beschränkung anzurechnen, insbesondere die Verwahrung 

• in einer Strafanstalt, in einem Konzentrationslager und 
'hi einem Straflager der Wehrmacht. 

Die erlitene Untersuchungshaft ist der richterlichen 
Anordnung una den gesetzlichen Vorschriften ent-
sprechend anzurechnen (§ 450 , stpo, § 60 StGB, § 23 der 
Strafvollstreckungsordnung). 

P 3 . ist  die gegen einen früheren Wehrmachtsangehörigen 
. erkannte Freiheitsstrafe ausgesetzt worden, um dem  Ver-

urteilten Gelegenheit zur Bewährung bei der Truppe zu 
geben, so gilt die Strafe als verbüßt. 

Reichsanstalt far Arbeitsvermittlung und Arbeitslosen-
versicherung oder deren Hinterbliebenen handelt, erfol-
gen die Zahlungen durch die. in Groß-Hessen befind-
lichen Dienststellen  dieser Behörde. Im übrigen Ober-
nehmen die Kassen derjenigen Großhessischen Landes-
behörden die Vorsghtn3zahlungen, Velche den früheren 
Reichs- oder Landesbehörden entsprechen, bei denen der 
Beanate oder Angestellte tätig gewesen ist. Söweit solche 
Landesbehörden in- Groß-Hessen nicht vorhanden sind, 
sowie in allen übrigen Fallen werden die •Vorschüsse 
durch die Regierungshauptkassen  gezahlt. 

§5.  
Die vorstehenden Bestimmungen furden auf Warte- - 

standsbeamte entsprechende Anwendung. • 
Wartestandsbeamte können yon der .  nach § 4 z'ustän-

digen Behörde bei Vorliegen der 'gesetzlichen Voraus-
setzungen mit der Versetzung in den Ruhestand  wie  
Ruhegehaltsempftinger behandelt werden. Sofern noch 
im Dienstbefindlighe Beamte oder Angestellte, die ihren 
Wohnsitz oder dauernden Aufenthalt in Groß-Hessen ha-

' ben, bei ihren bisherigen Dienststellen aus Gründen, die 
nicht in ihrer Pers6n liegen, zur Foreisetzung der  Dienst-
leistung night in der Lage sind, ohne daß eine Ein-
stellung bei -einer Dienststelle innerhaln Groll-Hessen 
bisher möglich war, können Wartegeld nach Maf3gabe 
des § 5 erhalten. _Sie gelten als Personen, die im- Siane' 
des § 4 der Anweisung der failitärreseterung an deutsche 
Beamte beireffend Einnahmen und Ausgaben in der Fas-
sung vom 20. '7. 1945 „für wichtigeStelleri zur Verfügung 
gehalten werden". " 

. 	§ - 7. e 
Der Großhessische Staat handelt bei Auszahlung aller 

in diesem Gesetz geregelten Bezüge Eh Rechnung der 
bisher zur Zahlu.ng verpflichteten Kassen. Er behält sich 
diesen. gegenüber Erstattungsantrag vor. 

-§ 4. 	 - 
Ausführungsbestimmungen erltiat der Minister der 

Justiz. 
6 5. 

Die Verordnung tritt-  mit ihrer Verkündung In Kraft. 
Wiesbaden, den 17. Januar 1946. 

GroB-Hessisches Staatsministerium 
Der Ministerpräsident: 	Der Minister der Justiz: 

gez.: Dr. Geiler 	 . gez.: Zinn 

Gesetz 
fiber die Auszahlung von  Vorschüssen auf 
Gehälter, Ruhegehälter, Witwen- und Wai- 

sengelder filtr bezirksfremde Ęmpfänger 
vom n. Februar 1946. 

§ 1. 
Hat ein früherer Beamter, Angestellter ode; haben 

Ihre Hinterbliebenen einen - Anspruch auf Zahlung von 
Ruhegehalt, Witwen- oder Waisengeld gegenüber nicht 
im Gebiet  von' GroBeHesen befindlichen Kassen des Rei- o ches einschl. Reichsanstalt für Arbeitsvermittlung und 
Arbeitslosenversicherung, dries deutschen landes, einer 
Gemeinde, eines Gemeindeverbandes oder einer • öffent-
lich-rechtlichen Körperschaft des Deutschen Belches 
nach dem Stand vorn 31.  Dezember  1937. land kann von 
dieser Kasse Zahlung der vorgenannten Bezüge seit mehr 
als 3 Monaten ni&at erlangt werden, so können  Vor-
schüsse an die Berechtigten gezahlt werden, wenn sie im 
Gebiet des Großhessischen Staates entweder ihren Wohn-
sitz oder ihren ständigen Aufenthalt haben. 

§2. , 
Ein Rechtsanspruch auf Vorschüsse besteht nicht. Wer 

seit 1. Januar 1946 ohne die  vorgeschrieben e behördliche 
Erlaubnis nach Grof3-Hessen eingewandert ist, kann Vor-
schüsse nach § 1 nicht erhalten. 

§3. - 
Waisengelder sowie Kinderzuschläge werden in voller 

Höhe bevorschuat. Bei Ruhegehältern und Witwen-
geldern werden auf die RM 100.- moriatlich übersteigen-
den Beträge nur 213, jedoch höchstens RM 300.- monat- ,._ 
lich vorschuBweise gezahlt. 

'  §4.  
, Soweit  es sich una. Raillegehälter, Witwen- und Waisen-
gelder von früheren Beamten ()der Angestellten der 

§_ 8. • 	- 

Unberiihrt bleihen die, von der Besatzungsmacht aus-
gesprochenen Zahlungsverbote auf Grund eines früheren 
Wehrmachtsdienstverhältnisses sowie an politisch be-. 
lastete Personen oder deren Hinterbliebene, 

§ 
Unberührt bleiben- alle Vereinbarungen mit anderen 

deutschen Ländern oder Gebieten, wonach unter Wab-
rung der Gigenseitigkeit die außerhalb des Gebietes des 
früheren Dienstherren lebenden Ruhestandsbeamten und 
Hinterbliebenen Anspruch auf Vberweisung der vollen 
Bezüge an ihren derzeitigen Wohn.sitz oder Aufenthalts-
ort haben. 

§10.  
Das Gesetz findet keine Anwendung auf aktive Be-. 

amte, Wartestandsbeamte, Ruhestandsbeamte und Hun-
terbliebenen, soweit die zur Zählung verpflichtete Kasse 
ihren Sitz im amerikanischen Besatzungsgebiet hat.. 

Ferner findet das Gesetz keine Anwendung auf frillfere 
Beamte, Angestellte und deren Hinterbliebenen, soweit 
es sich um Reichsbahn, Reichpost und Reichsbank han-
delt. 

§11. , 
'Der. Minister flier Finanzen wird ermächtigt; die An- _ 

wendung dieses Gesetzes allgemein oder nach Besatzungs-
zonen oder nach Ländern oder Verwaltungsbezirken ge-
trennt einzustellen, wenn nicht in einer, von ihm zu be-
stimmenden Frist, Gegenseitigkeit erzielt werden kann. 

§12.  
Der Minister der Finanzen wird mit der Ausführung 

dieses Gesetzes beauftragt und zum Erlaß von - Aus-
führungsverordnungen  ermächtigt.» 

Wiesbaden, den 11. Februar 1946 

Groll-Ressisches Staatsministerium 

	

Der  Ministerpräsident 	 Der Minister Finanzen 

	

gez.: Dr. Geller 	 gez.; Dr.. Matte a. 
• 
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